
Seit Mitte Juli hat ver.di eine
neue erste Adresse im Berli-
ner Spreeport – mitten im

entstehenden Medienviertel me-
diaspree entlang des Flussufers.
Eine knappe Woche sind 17
LKW-Züge gependelt, um Möbel
und 15 000 laufende Meter Ak-
ten ins neue Haus am Ostbahn-
hof zu bringen. 

Nach dem Auspacken von
20 000 Umzugskartons war es
geschafft: Sowohl die 750 Be-
schäftigten der Bundesverwal-
tung als auch die 200 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des ver.di-
Landesbezirkes Berlin-Branden-
burg und des Bezirks Berlin sind
in dem siebengeschossigen Neu-
bau angekommen, in den ver.di
74 Mio Euro investiert hat. Auf

mittlere Sicht ist das günstiger als
die Miete für die Gebäude am
Potsdamer Platz, in die ver.di
2001 mit seiner Bundeszentrale
fünf Monate nach Gründung
mangels anderer passender An-
gebote eingezogen war. 

Im Spreeport – von der Killi-
an/Hochtief Gruppe in nur an-
derthalb Jahren errichtet – stehen
jetzt auf 165 000 Kubikmetern
umbautem Raum 32.000 Qua-
dratmeter Bürofläche zur Verfü-
gung. Auffallend rot – wenn
auch nicht im ver.di-Rot – die
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Klinkerfassade des 154 Meter
langen, 65 Meter breiten und 35
Meter hohen Gebäudekomple-
xes. Auffallend schön – die grü-
nen Innenhöfe. Auffallend gut –
die Sicht vom 7. Stock über das
neue Berlin. Auch die Dimension
der vollständig verglasten, 23
Meter hohen Empfangshalle mit
Galerie ist beeindruckend. Hier
werden Ausstellungen und Ver-
anstaltungen stattfinden. Viel
Wert wurde auf große Kommuni-
kationsbereiche gelegt. Nicht
nur, dass die ver.di-Beschäftigten
erstmals eine Kantine haben –
„Unglaublich, wen man hier
plötzlich alles beim Essen trifft“,
staunt eine Mitarbeiterin – auch
der Gewerkschaftsrat kann jetzt
im Haus tagen. Im Basisgeschoss

liegt das Konferenzzentrum – be-
ziehungsreich mit Opernnamen
getauft. So heißt der große Saal
„Aida“, der kleine „Othello“ und
ein weiterer „Nabucco“.

Was für die ver.di-Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter gut ist,

wird auch für die Mitglieder von
Vorteil sein: ver.di hat seine Stan-
dort-Zersplitterung überwunden.
Alles ist unter einem Dach. B.E.

Weiteres über den ver.di-Um-
zug auf S. 10 und mehr über hi-
storische Gewerkschaftshäuser in
Berlin auf den Seiten 8 und 9.

Gute Sicht und beein-

druckende Dimensionen

Beschäftigte und

Mitarbeiter profitieren

Das neue Haus am Ostbahnhof ist nicht zu übersehen

Fotos: transit/v. Polentz

Außen auffällig rot,
innen kommunikativ
Spreeport – die neue erste Adresse für ver.di in Berin

Arbeitsplätze und Löhne, Sozi-
alleistungen, Gesundheits- und
Bildungswesen – alles „reform-
bedürftig“? Der Sozialwissen-
schaftler Rainer Roth beschäf-
tigt sich tiefgründig mit den Ur-
sachen des akuten Sozialabbaus.
Auf Einladung des ver.di-Lan-
desbezirks trägt der Autor des
Buches „Nebensache Mensch.
Arbeitslosigkeit in Deutschland“
zum Thema Menschenrechte
und Krise des Sozialstaats vor
und leitet einen Workshop. Un-
bedingt vormerken: 

Dienstag, 21. September, 
19 Uhr Vortrag Rainer Roth
Mittwoch, 22. September,

17.30 Uhr Workshop
im neuen ver.di-Gebäude im

Spreeport, Basisgeschoss,
Saal –1C01

Vormerken



Für mich sind diese Hartz-Ge-
setze Zusammenfassung aller

reaktionären Tendenzen der Ar-
beitsmarktpolitik zu einem Geset-
zespaket aus einem Guss: Ab-
standsgebot, Niedrigstlohn, Abruf-
bereitschaft, kein Qualifikations-
schutz, kein Schutz der Privatsphä-
re, Aushöhlung des Arbeitsrechts,
Zerschlagung gewerkschaftlicher
Einflussnahme, Wegfall von Grund-
sicherungsfunktion und Mindest-
lohnfunktion der Sozialhilfe ...

Viele werden schlicht auf der
Strecke bleiben. Die heute schon
harte Gangart der Arbeitsämter
gegen die Bezieher von Arbeitslo-
sengeld oder -hilfe wird sich ver-
schärfen. Jeder Erwerbslose steht
unter Generalverdacht und ist des-
halb von ordnungspolitischen Maß-
nahmen bedroht. Wie aus der Ar-
beitsverwaltung zu hören ist, wird
das bereits offen als „Verfolgungs-
betreuung“ bezeichnet. Möglichst
viele Erwerbslose sollen durch
Verpflichtung zu völlig unsinnigen
Maßnahmen aus dem Leistungs-
bezug heraus gedrängt werden.
Das spart Geld und kann ideolo-
gisch verwertet werden (Zumut-
barkeit!). 

Die jetzt propagierten Gesetzes-
änderungen gehen jedoch weit
darüber hinaus. Erwerbslose kön-
nen Unterstützung nur noch erwar-
ten, wenn sie als vermittelbar, als
verfügbar, als arbeitsfähig einge-

stuft werden. Dazu müssen sie
„Feststellungsmaßnahmen“ und
„Training“ über sich ergehen las-
sen. Verweigert sich der Erwerbs-
lose, erhält er keine Leistungen.
Für das „Vergehen Arbeitslosig-
keit“ gilt zudem Sippenhaftung.

Dahinter steckt ein grundsätzli-
cher Wandel im Verständnis des
Staatsbürgers. Wer  die eigene Ar-
beitskraft nicht verkaufen kann,
der büßt die Grundlage für den
Vertrag über Arbeit und Lohn ein.
Es geht darum, alle sozialen Rech-
te, die die Arbeiterbewegung er-
kämpft hat, wieder rückgängig
zu machen. Gewerkschaften darf
es nur noch für das Co-Manage-

ment geben. Maßnahmen gegen
Erwerbslose haben die Arbeitsbe-
ziehungen im Visier. Die Drohung
zielt auf den Abbau hart um-
kämpfter Rechte. Lohnsenkung
durch Streichung sozialer Rechte
und Disziplinierung sind Pro-

gramm. Gefordert ist ein Lohnab-
hängiger, der nur noch daran
denkt, wie er den Gewinn für den
Käufer der Arbeitskraft gewähr-
leisten kann.

Die derzeitige Lethargie der Er-
werbslosen ist sicher auch der
Dauerberieselung aus den Medi-
en geschuldet; doch das Problem
liegt tiefer: Die eigene Arbeits-
kraft gegen Geld zu verkaufen

und damit dann die eigenen Be-
dürfnisse zu befriedigen ist die
gesellschaftliche Grundkonstruk-
tion. Die Unmöglichkeit der Reali-
sierung führt zur Lähmung. 

Grundsätzlich ist jeder Darstel-
lung zu widersprechen, die
Deutschland Nachholbedarf im
internationalen Vergleich atte-
stiert. Deutschland betreibt seit
einigen Jahren das aggressivste
Sozialdumping in der EU und
zwingt damit seine Nachbarn zu
einer nachholenden Entwicklung.
Was die meisten Wähler von Rot-
Grün erwarteten, war u.a.  sozia-
ler Ausgleich; Kampf gegen Mas-
senarbeitslosigkeit; Respektie-
rung der Rechte der Beschäftig-
ten… Und was haben sie bekom-
men? Einen Hartzer Käse, der
Erwerbslose – auch nach Jahr-
zehnten Erwerbsarbeit – binnen
drei Jahren auf Sozialhilfeniveau
absenkt. Erspartes und Einkom-
men der Familie sollen obendrein
zur Finanzierung herangezogen
werden. Von den gut zwei Millio-
nen Arbeitslosenhilfeempfänger-
lnnen werden dann mehr als eine
halbe Million keine Leistung mehr
erhalten und fast eine Million ei-
ne geringere. 

Bereiten wir dem Neoliberalis-
mus heiße Zeiten. Fordern wir
Frieden und Wohlstand für alle!
Von August bis November sind
Aktionen geplant (siehe Seite 3).
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Peter Schrott, Vorsitzender des ver.di-Landesbezirks-
erwerbslosenausschusses Berlin-Brandenburg

Vor rund drei Monaten gingen
die Folterbilder aus dem Bagda-
der Gefängnis Abu Gharib um die
Welt. Verdächtig schnell wollte
man uns glauben machen, bei
den verantwortlichen US-Bewa-
chern handele es sich um Entglei-
sungen von Einzeltätern. Wir dür-
fen unsere Abscheu so schnell
nicht beschwichtigen lassen. Viel-
mehr muss die Frage gestellt wer-
den: Wie ist so etwas möglich?
Fast gleichzeitig klärt ein im Berli-
ner trafo Verlag erschienenes Ta-
schenbuch über Ursachen und
Hintergründe solcher Grausam-
keiten auf: „Zum Töten nicht ge-
boren oder Macht ohne Moral
macht Mörder“. Auf rund zwei-
hundert Seiten, authentisch be-

legt mit Dokumenten, ja selbst Zi-
taten von Tätern, führt der Autor
Heinz Britsche, im Deutschen
Friedensrat engagierter Historiker
vor Augen, dass die Epochen der
Menschheit von Folter, Mord und
Massenmord gezeichnet werden.
Wie ein Schlag ins Gesicht sind
solche Sätze: „Noch niemals in
der Geschichte brachte brutale
Gewaltanwendung soviel Leid über
Familien, wie im Zeitalter der Zivi-
lisation in den weiterentwickelten
Staaten. Der Mensch aber hat
sich in den tausenden Jahren sei-
ner aufgezeichneten Geschichte
kaum weiterentwickelt, wenn
man die Verhaltensweise der
Krieger betrachtet.“ 

Die Folterer von Abu Gharib
kommen bei Britsche nur deshalb
nicht vor, weil sich bei Bekannt-
werden ihrer Bestialitäten das
Buch bereits im Druck befand.
Doch man hat beim Lesen auch
jene Fotos vor Augen. So bei der
Schilderung identischer Folterme-

thoden in Auschwitz. Britsche
richtet den Scheinwerfer auf die
Gewaltverbrechen der Nazidikta-
tur. Täter wie der Henker von
Warschau, Stroop, kommen zu
Wort. Man kann es kaum glau-
ben, wer 1948 in Nürnberg vor
dem amerikanischen Militärge-
richtshof II auf der Anklagebank
saß: allesamt Söhne aus „gutem

Hause“. Das Buch ist nüchterne
Chronologie und bittere Anklage.
Die von Stalin angeordneten
Massenexekutionen unter den ei-
genen Genossen und der Hälfte
seiner Armeeführer stehen eben-
so am Pranger wie die von US-
Soldaten im Vietnamkrieg verüb-
ten Grausamkeiten, die Verbre-
chen des Pinochet-Regimes, die
Menschenrechtsverletzungen im

Südafrika der Apartheid. Wie ist
es zu erklären, dass Männer – zu
Hause liebevolle Väter – in der
Todesfabrik Kinder ins Gas
schickten oder dass Kindersolda-
ten Morde begehen? Nicht alles
findet im Buch Erwähnung, und
der Leser könnte es wohl auch
kaum ertragen. Wichtig aber im
Begleittext: „Wer sich auf Ursa-
chensuche begibt, begegnet Ein-
flüssen von Ideologien und Reli-
gionen, militärischem Drill und
Enthemmungsprogrammen, aber
auch menschlichen Eigenschaf-
ten wie Neid, Hass, Wut, Ehrgeiz
und Eitelkeit, die von Machtha-
bern ausgenutzt wurden… .“ 

Britsches Buch entlarvt die Ein-
zeltäter-These als simplen Ver-
such, die dahinter stehende
Macht ohne Moral im Dunkeln zu
verbergen. Bernhard Kellner

Heinz Britsche: Zum Töten nicht gebo-
ren oder Macht ohne Moral macht
Mörder; trafo Verlag Berlin 2004, ISBN
3-89626-486-9; 13,80 Euro.

trafo-Verlag 2004

BUCHTIPP

Wie werden Söhne aus

gutem Haus zu Mördern?

Zum Töten nicht geboren
oder Macht ohne Moral

macht Mörder



„Mein Wunsch und Begehren
kann niemand verwehren, es blei-
bet dabei, die Gedanken sind
frei...“ So intonierte die vielhun-
dertköpfige Geburtstagsschar ge-
meinsam und zu Ehren des Jubi-
lars, der am 15. Juli tatsächlich
100 Jahre alt geworden ist: Karl
Richter, Buchdrucker, Gewerk-
schafter, stellvertretender und
Vorsitzender der IG Druck und
Papier in Berlin (West), Multifunk-
tionär, seit 84 Jahren SPD-Mit-
glied und 1971 Gründer der dor-
tigen AG 60 plus, streitbarer und
unbequemer Zeitgenosse, der –
so ver.di-Vorsitzender Frank Bsir-
ske auf dem Empfang – „immer
den Interessen lohnabhängiger
Menschen verpflichtet“ geblieben
sei. Aber auch ein eifriger Sänger,
Lyrik- und Naturliebhaber, der

das Begleitprogramm zur Feier
persönlich ausgewählt hatte und
noch in seinen Dankesworten auf
den „politischen Unfall Agenda
2010“ zu sprechen kam, dessen
Nachbesserung er forderte.

Zuvor hatten der SPD-Vorsit-
zende Franz Müntefering, Frank

Bsirske und der Regierende Bür-
germeister Klaus Wowereit das
Leben und Wirken Karl Richters
gewürdigt. Müntefering bekräf-
tigte dabei, dass in der sozialen
Marktwirtschaft „die Wirtschaft
für den Menschen da ist und
nicht umgekehrt“, übermittelte

ein Glückwunschschreiben von
Kanzler Schröder und die Einla-
dung an Karl Richter, im Agenda-
Jahr 2010 gemeinsam seine
90jährige Parteizugehörigkeit zu
feiern. Der Regierende Bürger-
meister, der im Namen von 3,4
Millionen Berlinern gratulierte,
bezeichnete Karl Richter als „für
uns alle wichtig“ und machte
darauf aufmerksam, dass die
durch Richter angestoßene Seni-
orenarbeit in der SPD – zumin-
dest in Berlin – „aktiver und kriti-
scher“ sei als die der Jungsoziali-
sten. ver.di-Chef Frank Bsirske,
der zuvor versprochen hatte, das
„soziale Profil der Gewerkschaf-
ten“ in den heutigen Auseinan-
dersetzungen „wieder deutlicher
kenntlich zu machen“, wünschte
dem Jubilar „Gesundheit, wa-
chen Verstand und Lebensfreu-
de“. Er sprach damit im Namen
vieler älterer und jüngerer Weg-
gefährten und Freunde Karl
Richters, die sich anschließend
geduldig zur persönlichen Gratu-
lation einreihten. Er habe „zuerst
Drucken und dann Schreiben ge-
lernt“, erklärte der Jubilar
während des Festakts. Irgendwie
sei ihm, als er in Funktionen ge-
wählt wurde, „gar nichts anderes
übrig geblieben“ als sich im For-
mulieren zu üben. „Ab jetzt bin
ich 100 und da fragt man sich
verwundert, wie es weitergehen
soll...“, reimte er zur Feier des Ta-
ges. Die Antwort ist einfach: Im-
mer noch vorwärts, Karl! neh

blickpunkt
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Wacher Verstand und

Lebensfreude

Die Gedanken sind frei...
Karl Richter feierte seinen 100. und viele, viele gratulierten

Glückwünsche von ver.di-Landeschefin Susanne Stumpenhusen

Foto: transit/v. Polentz

Am 28. August werden auf dem
Berliner Alexanderplatz wieder
Tausende Aktive und Besucher
erwartet: Zwischen 10 und 17
Uhr gibt es den Solidaritätsba-
sar 2004 der Berliner Journalis-
tinnen und Journalisten mit
Ständen von Zeitungs- und
Buchverlagen, wo Autoren Leser
treffen und Bücher signieren.
Darüber hinaus präsentieren
sich Hilfsorganisationen und
Entwicklungshilfeprojekte.
Natürlich wird wieder ein – vor
allem musikalisches – Bühnen-
programm gestaltet, das zu kul-
turellen Streifzügen durch Asien,
Afrika und Lateinamerika einlädt,
wenn ein afrikanisches Trom-
melensemble, Künstler aus Viet-
nam oder Nicaragua auftreten.
Der Erlös des Basars kommt

diesmal im Rahmen der Städte-
partnerschaft zwischen dem
Bezirk Kreuzberg-Friedrichshain
und Rafel del Sur (Nicaragua)
einem ländlichen Projekt zur
Armutsbekämpfung zugute. Es
sieht Maßnahmen für sauberes
Trinkwasser, bessere medizini-
sche Versorgung und zur För-
derung des ökologischen Land-
baus vor.
ver.di rechnet mit 25 000 Be-
suchern. Die Schirmherrschaft
hat die stellvertretende Bundes-
vorsitzende der Gewerkschaft
Margret Mönig-Raane über-
nommen, die sich zu einem
Rundgang angesagt hat. Ab 14
Uhr wird mit Gästen aus Politik
und Gewerkschaften zum The-
ma: „Politik(er) – Getriebene
oder Gestalter der Globalisie-
rung“ auf der Bühne getalkt.
Wer auf ein Autogramm seines
Lieblingsschriftstellers scharf ist,
der sollte sich umschauen. Bis
Redaktionsschluß war leider
nicht bekannt, wer wann wo
sitzt. Red.

Solibasar

Was auf Langzeitarbeitslose genau mit Hartz
IV zukommt, darüber informierte der ver.di
Erwerbslosenausschuss gemeinsam mit Ver-
tretern der Arbeitsagentur und des Bezirks-
amtes am 5. August in einer ersten Info-Ver-
anstaltung in der Medien Galerie.15 000
ver.di-Mitglieder sind in der Hauptstadt zur
Zeit arbeitslos, sie müssen sich auf drastische
Einschnitte einstellen. 330 Mio Euro Leis-
tungsminderungen haben die Berliner Ar-
beitslosen im nächsten Jahr zu verkraften.
ver.di lehnt die mit der Arbeitsmarktreform
verbundenen Leistungskürzungen und Ver-
schärfung der Zumutbarkeitsregelungen ab,
fordert „Einkommen zum Auskommen.“ Erwerbslosen wird jeden Mittwoch von 16-18 Uhr im neuen
ver.di-Gewerkschaftshaus Köpenicker Str. 30, Raum 222, ohne Voranmeldung Beratung und Hilfe ange-
boten. Aktuelle Infos auch unter  http:www.verdi.de/berlin/gruppen/erwerbslose

Protest und Hilfe bei Hartz IV

Foto: transit/v. Polentz

Foto: transit/v. Polentz
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Berichte

Freiheit“ und war bei den Natio-
nalkonservativen in der FDP aktiv.

Wie Witt gehörte die Mehrzahl
der am 15. Mai aufgenommenen
und gleich in den Vorstand ge-
wählten Neumitglieder dem
„Verband Junger Journalisten“
(VJJ) an. Bemerkenswert war,
dass die gerade erst in den Bran-
denburger DJV eingetretenen
Mitglieder kurz darauf in den Ber-
liner Landesverband wechselten
und dort bei den Vorstandswah-
len vom 5. Juni wiederum die
Mehrheit stellten, die den um-
strittenen Landesvorsitzenden

Missmanagement, Günstlings-
wirtschaft, politische Unterwan-
derung mit rechten Tendenzen,
Wahlmanipulation sind einige
Schlagworte, mit denen die Lan-
desverbände des Deutschen Jour-
nalistenverbandes (DJV) Berlin und
Brandenburg in den letzten Wo-
chen in die Schlagzeilen gerieten.
Bundesvorstand und Verbands-
tag begannen aufzuräumen. 

Am 16. Juli schloss ein außeror-
dentlicher DJV-Verbandstag in
Frankfurt am Main die Landesver-
bände Berlin und Brandenburg
mit großer Mehrheit aus. Seitdem
fördert der Verband Neugrün-
dungen in beiden Bundeslän-
dern. Zum Ausschluss war es ge-
kommen, weil Mitte Mai in Bran-
denburg und Anfang Juni in Ber-
lin bei Verbandstagen Vorstands-
wahlen unter fragwürdigen
Umständen stattgefunden hat-
ten. Unmittelbar vor den Wahlen
des Brandenburger DJV-Landes-
vorstandes waren 45 Neumitglie-
der aufgenommen worden, die
aus Berlin stammten. „Ihre
hauptberufliche journalistische
Tätigkeit war nicht zweifelsfrei
gegeben“, stellte der DJV-Bun-
desvorsitzende Michael Konken
später fest. Jedenfalls brachten
die neuen Mitglieder am 15. Mai
eine Mehrheit zusammen, um ei-
nen Vorstand nach eigenen Wün-
schen zu wählen – darunter als
stellvertretenden Landesvorsit-
zenden Torsten Witt, der in der
Vergangenheit durch Nähe zum
rechten politischen Rand aufge-
fallen war. So hatte er kurzzeitig
Vorstandsposten beim rechtspo-
pulistischen „Bund Freier Bür-
ger“, stand Ende der achtziger
Jahre im Impressum der „Jungen

Alexander Kulpok im Amt be-
stätigte. Dieser war vor nicht allzu
langer Zeit nur knapp einem
Misstrauensvotum wegen finan-
zieller Probleme, u.a. durch den
seit zwei Jahren hoch defizitären
Presseball, entgangen. 

Sowohl in beiden Landesver-
bänden wie im DJV-Gesamtvor-
stand rührte sich schnell Protest.
So reichte ein Dutzend Berliner
DJV-Mitglieder nach dem 5. Juni
beim Landgericht Berlin eine An-
fechtungsklage gegen die Wahl
ein. In Brandenburg entstand die
Initiative Pro-DJV Brandenburg,
die Unterschriften für ein – nach
der Landessatzung mögliches –
Mitgliederbegehren sammelte,
um vorzeitige Neuwahlen herbei-
zuführen. Und schließlich be-
schloss der DJV-Gesamtvorstand
bei seiner Sitzung am 21. und 22.
Juni in Schwerin den Ausschluss
der Landesverbände Berlin und
Brandenburg. Dagegen wieder-
um erwirkte der Berliner Landes-
verband eine Einstweilige Verfü-
gung. Aber auch diese juristische
Pirouette konnte nicht verhin-
dern, dass beide Landesverbände
durch den Verbandstag rechts-
wirksam ausgeschlossen wurden. 

Noch am Konferenzabend
wurde der Verein „Berliner Jour-
nalisten“ gegründet mit dem Ziel,
in naher Zukunft neuer Berliner
DJV-Landesverband zu werden.
Das Netzwerk „Berliner Journali-
sten“ war schon Anfang 2004
entstanden – als Reaktion auf die
Unzufriedenheit mit der Amts-
führung von Kulpok. Zum Grün-
dungsvorsitzenden der „Berliner
Journalisten“ wurde Gerhard Ko-
thy vom RBB gewählt, dem vor
den Wahlen vom 5. Juni gute
Chancen für die Ablösung Kul-
poks eingeräumt worden waren,
die allein die unvorhersehbare
Mitgliederwanderung von Bran-
denburg nach Berlin verhinderte.

„Wir gehen davon aus, dass
die Aufnahme in den DJV späte-
stens im Herbst dieses Jahres voll-
zogen wird“, sagte Kothy nach
der Vereinsgründung. Die „Berli-
ner Journalisten“ verstehen sich
in keiner Hinsicht als Rechtsnach-
folger des DJV Berlin, stellt Vor-
standsmitglied Martin Gosen klar
– „weder im Guten noch im
Schlechten“. Das bedeutet, dass
der neu gegründete Verein eine
komplett neue Infrastruktur auf-
bauen muss und zunächst auf –
auch finanzielle – Unterstützung
durch den Bundesverband ange-
wiesen ist. „Im August wollen wir
arbeitsfähig sein“, so Gosen.

Auch in Brandenburg stehen
die Zeichen auf Neugründung,
nachdem die Initiative Pro-DJV
Brandenburg 365 Unterschriften
für die Einberufung eines außer-
ordentlichen Gewerkschaftstages
gesammelt und beim Landesvor-
stand abgeliefert hatte. „Es gab
schon Drohungen aus dem Lan-
desvorstand, die Prüfung der Un-
terschriften zu verschleppen, so
dass wir vor dem ordentlichen
Verbandstag im November gar
nicht mit Neuwahlen zum Zuge
kämen“, sagt Matthias Litwin,
freier Fotojournalist und einer der
Aktiven bei Pro-DJV Branden-
burg. Am letzten Juli-Wochenen-
de beschloss die Initiative, eben-
falls einen neuen DJV-Landesver-
band zu gründen.

Andreas Köhn vom Fachbe-
reich Medien im ver.di-Landesbe-
zirk Berlin-Brandenburg begrüßt
die „entschlossene und konse-
quente Handlungsweise“ des
DJV. Schließlich sei es im Interes-
se der in ver.di organisierten Jour-
nalist/innen, mit dem DJV weiter-
hin gemeinsam bei Tarifverhand-
lungen eine starke Position ge-
genüber den Verlegern einzuneh-
men. Gudrun Giese

Juristische Pirouette

half nichts

Tarifaktion von ver.di und DJV bei der „Deutschen Welle“ Berlin

Foto: transit/Polentz

Aufräumarbeiten
Neugründungen in Berlin und Brandenburg

nach dem DJV-Ausschluss

Kursbuch mit neuem Ziel?
Der Rowohlt Verlag Berlin will
sich von seiner Zeitschrift Kurs-
buch trennen, wie die Berliner
Zeitung berichtete. Laut Ro-
wohlt-Verleger Alexander Fest
habe in den Siebzigerjahren das
Kursbuch eine Auflage von
rund 50.000 Exemplaren ge-
habt, heute seien es nur noch
2400 Abonnenten. 
„Das scheint das Unternehmen
einer Generation gewesen zu
sein. So schön die Texte sind,
man muss auch Leser haben“,
wird Fest zitiert. Für Heinrich
Bleicher-Nagelmann, ver.di-Be-
reichsleiter Kunst und Kultur, ist
ein Kurswechsel angesagt:
„Wenn Herr Fest und sein Team

sich auch der neuen Generation
literarisch und kulturpolitisch
zuwenden würden, könnte die
Zeitung ihrem Namen wieder
Ehre machen.“
Tilman Spengler, der mit Ina
Hartwig das Kursbuch heraus-
gibt, sieht die Zeitschrift nicht
verloren und will sich um einen
neuen Verlag bemühen. Kurs-
buch wurde 1965 von Hans
Magnus Enzensberger gegrün-
det und wechselte bereits
mehrfach den Verlag.
Bis Mitte kommenden Jahres

sollen noch drei Hefte bei Ro-
wohlt erscheinen, die beiden
letzten würden unter den Titel
„Abschied“ gestellt. sil 



Mit einem Blick zurück eröffne-
te Andreas Köhn, stellvertreten-
der ver.di-Landesleiter Berlin-
Brandenburg und Landesmedien-
sekretär, den Branchenbrunch.
Connexx.av, das ver.di-Projekt für
Medienschaffende im privaten
Rundfunk, Film, AV-Produktion
und Neuen Medien sei vor fünf
Jahren gestartet, damals noch in
der IG Medien. „connexx ist also
älter als ver.di“, betonte Köhn.
So mancher hätte damals con-
nexx.av sehr kritisch gegenüber
gestanden, inzwischen – nicht
erst seit der Gründung des Be-
triebsrats bei Pixelpark – hätte
sich das gewandelt. 

Wie wichtig den Medienschaf-
fenden connexx.av ist, wurde beim
Branchenbrunch am 13. Juni deut-
lich. Volles Haus bereits um 11
Uhr am Sonntagvormittag. Wer
es nicht geschafft hatte, Zuhause
zu frühstücken, konnte dies am
Buffett nachholen. Lebhaft disku-
tiert wurde nicht nur an den Ti-
schen, sondern auch beim Dis-
kurs zum Thema „Work-Life-Ba-
lance“, zwischen Martin Dieck-
mann, ver.di-Fachbereichsleiter
Verlage und Agenturen, und Ar-
beitszeitberater Dr. Andreas Hoff. 

„Work-Life-Balance“ sei mehr
als ein Schlagwort, betonte Hoff.
Darunter sei das Gleichgewicht
zwischen Beruf, Familie und Frei-
zeit zu verstehen. Martin Dieck-
mann stellte fest, dass ausgerech-
net die Arbeitgeber, die maßgeb-
lich die Schwierigkeiten damit ver-
ursacht haben, heute diese Balan-
ce einfordern. Bekannt sei, dass

Stress dann gesundheitsschädlich
ist, wenn am Ende eine Sanktion
steht. Dieckmann plädierte für
kollektive Schutzbedingungen, die
die Grenzen zwischen Arbeit und
Leben wieder planbar machen. 

Andreas Hoff regte an, vom
Personalleiter, dem Management,
der Betriebs- und Personalbera-
tung Wahlmöglichkeiten einzu-
fordern. „Für manche Menschen
ist die Grenze zwischen Arbeit und
Freizeit eine existenziell wichtige,
andere können mit einer stärkeren
Durchmischung gut leben“, erklär-
te der Arbeitszeitberater. Martin
Dieckmann bezweifelte, dass die-
jenigen, die das Gewicht mehr
auf ihre Arbeit legen, dies freiwil-
lig tun. Das älteste Maß, wie viel

durchschnittlich ein Arbeitnehmer
als Norm in einer bestimmten Zeit
leisten könne, sei die Tarifleistung
gewesen. Heute sei diese Nor-
malleistung weit gehend gestri-
chen. Allerdings hätten die so ge-
nannten „Hochleister“ die gering-
sten Probleme mit der Balance.
Dieckmann plädierte für eine
Rückkehr zu sinnvollen Regelun-
gen für alle. Andreas Hoff wider-
sprach der Hochleister-These: „Der
Einzelne ist sicherlich nicht so ver-
handlungsstark.“ Für ihn sei Fair-
ness der zentrale Wert. Hoff beton-
te: „Mitarbeiter, mit denen fair um-
gegangen wird, werden eine ho-

he Produktivität erreichen.“ Er for-
derte auch Unterstützung für die-
jenigen ein, die überfordert sind.
Diese Situationen müssten im Sin-
ne der Beschäftigten ausgeglichen
werden, ohne dass sie das Gefühl
hätten, „Schlechtleister“ zu sein. 

Wie aktuell das Thema „Work-
Life-Balance“ im Arbeitsalltag ist,
zeigten die Redebeiträge der
Brunch-Besucher. Eine Angestell-
te sagte, dass sie erleben musste,
dass Beschäftigte nicht innerhalb
ihrer Qualifikation eingruppiert
werden, sondern im Wettbewerb,
wer welchen Output bringt. Dazu
zähle auch, über die Dotierung zu
versuchen, die Arbeitsverdichtung
und Geschwindigkeit zu erhöhen
und Beschäftigte, die die Arbeits-
zeitgrenzen einhalten, rauszu-
mobben. 

Eine Synchronsprecherin, die
bereits seit Jahrzehnten im Beruf
tätig ist, berichtete von Verände-
rungen in den Studios. So habe
die Arbeitsverdichtung erheblich
zugenommen. Während früher
bis zu 100 Takes am Tag üblich
gewesen seien, habe sich das
Pensum inzwischen auf bis zu
300 Takes pro Tag und im Ex-
tremfall auf bis zu 37 Takes pro
Stunde erhöht. Für die Synchron-
sprecher fühle sich das an, wie
„stundenlang flippern“. 

Martin Dieckmann erläuterte,
dass die Verlage Kriterien ent-
wickeln, auch für die Redaktio-
nen, die bisher nur im Verlagsbe-
reich üblich gewesen seien. Dazu
zählten Jahres- und Halbjahres-
gespräche mit den Beschäftigten.

Andreas Hoff befürchtete, dass
diesen Bewertungen keine objek-
tiven, sondern subjektive Kriteri-
en zugrunde gelegt würden. Wer
sich falsch beurteilt fühle, müsse
auch eine Reklamationsmöglich-
keit haben, forderte er. Dennoch

zeigte sich der Experte für die Zu-
kunft optimistisch. Es werde auch
in diesem Bereich wieder eine
Gegenbewegung geben, weil ir-
gendwann die Produktivitätsstei-
gerung zu Ende sei. Als Beispiele
nannte er auch die Wiederein-
führung von Ruheräumen. 

Martin Dieckmann betonte in
seinem Schlusswort, dass er sich
viele Arbeitgeber wünsche, die so
handeln, wie Andreas Hoff berät.
Für das kommende Jahr erwartet
er einen Abwehrkampf gegen die
drohende Arbeitszeitverlänge-
rung. Dabei ginge es nicht nur
um die Verteidigung der 35-Stun-
den-Woche, sondern auch um In-
halte, die noch in Verträgen fest-
geschrieben sind. „Wir werden
heftige Angriffe auf das Arbeits-
zeitgesetz abwehren müssen“,
prophezeite Dieckmann. Andreas
Hoff prognostizierte, dass sich
durchsetzen werde, was sich am
Markt und in der betrieblichen
Organisation rechne. Er zeigt sich
überzeugt, dass „der faire Um-
gang der Schlüssel für eine gute
Arbeit“ ist. sil
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Ein Gefühl wie stundenlang flippern
connexx.av Branchen-Brunch: Expertengespräch über die Balance in der Arbeitwelt

Rückkehr zu 

sinnvollen Regelungen

Fairness ist der 

zentrale Wert

Gesprächsbalance: Hoff, Moderatorin Scheiter, Dieckmann (v.l.n.r.)

Foto: transit/Polentz

Gesprächsbereit: Katja Karger von connexx.av (rechts)

Foto: transit/Polentz



Mit rhythmischem Klatschen
und lauten „Jürgen bleibt“-Rufen
empfingen rund 200 Festange-
stellte, Freie und Ruheständler die
RBB-Geschäftsleitung auf dem
Gang zur vierten Runde der Tarif-
verhandlungen am 13. Juli. Akuter
Anlass der Proteste war die An-
kündigung der Hörfunkdirektorin
Hannelore Steer, den gewählten
und anerkannten Freiensprecher
von rbbpro Jürgen Schäfer nach
Ablauf des Jahres aus „strukturel-
len Gründen“ nicht mehr weiter
beschäftigen zu können. 

Schäfer hatte sich für die Be-
lange der Freien stark gemacht,
immer wieder die Abschaffung
von Prognoseregelung und
Zwangspausen gefordert. Nach
zwölfjähriger Tätigkeit als Nach-
richtenredakteur und Volontär-
ausbilder bestehen an Schäfers
fachlicher Kompetenz keine
Zweifel. So verwundert es nicht,
dass Schäfer, der auch für ver.di
über die Rahmenbedingungen
für Freie im RBB verhandelt, seine
Entlassung als politischen Akt
versteht: „Ich betrachte meinen
Fall vor allem als einen Angriff auf
die Freienvertretung im Haus und
auf die Gewerkschaften. Ich bin
vielleicht ein prominentes Bei-
spiel, aber im Grunde nur stellver-
tretend für den Umgang mit den
Freien im RBB.“ 

Als die Verhandlungen schließ-
lich losgingen, warf die Ge-
schäftsleitung ein mageres An-
gebot in die Waagschale: ein
Prozent mehr Gehalt für eine
Laufzeit von fast drei Jahren und
ein Minischritt von 0,5 Prozent
zur Angleichung der Gehälter
von ehemaligen ORB-Beschäftig-
ten. An dieses „Entgegenkom-
men“ knüpft sie Eingriffe in die
tariflich zugesicherten An-
sprüche der Altersversorgung.
Als weitere Gegenleistung soll
die Arbeitszeit nach oben ange-
glichen werden, auf einheitliche
40 Stunden für alle Beschäftig-
ten im Sender. Mitarbeiter in dis-
ponierten Diensten sollen nach
Gutdünken der Geschäftsleitung
täglich vier bis zehn Stunden ab-
rufbar sein. Begründet wird die
schmale Offerte mit dem „Ernst
der finanziellen Lage, in der sich
der RBB befindet“. Für Hanne
Daum, Personalratsvorsitzende

„Anscheinend versucht der
RBB, das Rad der Tarifgeschichte
beim öffentlich-rechtlichen Rund-
funk zurückzudrehen“, sagt Gerd
Nies, ehemals stellvertretender
ver.di-Vorsitzender und jetzt be-
auftragt, für ver.di die Verhand-
lungen zu führen. Sonst sei bei
den Anstalten trotz aller Konflikte
durchaus ein Interesse an einem
tarifpartnerschaftlichen Verhält-
nis vorhanden, der RBB hingegen
gehe auf einen starken Konfron-
tationskurs, so Nies. „Als Tarif-
partner muss man schauen, wo
sind die Brücken, die zur anderen
Seite führen. Der RBB hingegen
reißt alle Brücken ab.“

Auf keinen Fall will ver.di den
Fall Jürgen Schäfer von den Tarif-
verhandlungen trennen. Hanne
Daum: „Der RBB hat erklärt, es
gäbe kein Beschäftigungsverbot
für Schäfer, es ginge auch nicht
darum, einen freien Mitarbeiter
wegen politischer Missliebigkeit
nicht weiter zu beschäftigen.“
Wenn dem so sei, müsse es mög-
lich sein, einen bewährten Mitar-
beiter weiter zu beschäftigen:
„Für uns ist es selbstverständlich,
dass Jürgen Schäfer bleibt.“

Ein Gutes hat die Sache viel-
leicht: Selten war der Zusammen-
halt unter Festen und Freien so
groß wie in diesen Tagen. Mittler-
weile haben sich laut Schäfer 650
Freie der Bewegung rbbpro ange-
schlossen. Mit gezielten und fan-
tasievollen Aktionen zeigen sie

der Geschäftsleitung, dass mit ih-
nen zu rechnen ist. Um der Hör-
funkdirektorin bei der Suche
nach Arbeitsmöglichkeiten für
Jürgen Schäfer zu helfen, haben
sie sich selbst in den Redaktionen
umgesehen. Viele tragen Buttons
mit der Aufschrift „Ich bin Jürgen
Schäfer“, drücken so die Solida-
rität mit dem Kollegen, aber auch
ihre eigene Besorgnis aus. Nach
Meinung von Daum sind die Pro-
teste von Festen und Freien, von
Berlinern und Potsdamern aus al-
len Arbeitsbereichen ein Beleg
dafür, dass die Dimension des
Konflikts verstanden wird:
„Wenn die Intendanz meint, Un-
mut und Proteste seien das Werk
einiger weniger Aufrührer oder
gar das Werk von Jürgen Schäfer
selber, irrt sie sich.“

Mit der Kündigung des Freien-
vertreters hat die Geschäftslei-
tung Öl ins Feuer gegossen. Wie-
der einmal wurden die Verhand-
lungen ergebnislos abgebrochen,
eine Einigung scheint ferner denn
je. Ein neuer Verhandlungstermin
wurde nicht vereinbart. Hanne
Daum gibt sich kämpferisch. „Im
Prinzip hoffe ich immer auf Ein-
sicht, aber wenn sich nichts be-
wegt, gibt es logische weitere
Schritte.“ Schließlich sehe das Ar-
beitsrecht Tarifauseinanderset-
zungen nicht als kollektive Bette-
lei an, sondern ermögliche auch
andere Maßnahmen. 

Ute C. Bauer
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RBB, ist das unakzeptabel: „Eine
einprozentige Gehaltserhöhung
liegt weit unter dem Niveau der
Abschlüsse anderer ARD-Anstal-
ten“, sagt sie. Zudem ginge es
nicht an, dass über ein Jahr nach
der Fusion die Mitarbeiter in
Potsdam und in Berlin immer
noch unterschiedlich lang arbei-
ten und bezahlt werden. „In ei-
ner Angleichung sehen wir unse-
re vordringliche Aufgabe. Für
uns heißt das: Anhebung der
ORB-Gehälter auf SFB-Niveau
ohne Koppelung mit der Alters-
versorgung.“ ver.di fordere die

38,5-Stunden-Woche für alle
RBB-Beschäftigten, so Daum
weiter. Die von der Gegenseite
gewünschte Anhebung der Ar-
beitszeit für Leute mit SFB-Ar-
beitsvertrag um eineinhalb Stun-
den entspreche hingegen fak-
tisch einer Gehaltskürzung um
3,75 Prozent. Bei der Arbeitszeit
wolle sich die Intendanz an Kon-
zerne wie Siemens hängen.
„Aber wir sind kein profitorien-
tiertes Unternehmen und halten
Arbeitszeitverlängerungen in ei-
ner Situation, wo Millionen Men-
schen arbeitslos sind, für skan-
dalös“, empört sich die Personal-
ratsvorsitzende.

RBB reißt Brücken ab 
Beschäftigte fordern einheitliche Tarife und Weiterbeschäftigung

Flagge zeigen mit Anstecker

Fotos: transit/v. Polentz

Feste und Freie stehen

eng zusammen

Tarife

Bald heftiger Druck

Der Manteltarifvertrag (MTV)
für die Druckindustrie wurde
von den Arbeitgebern, die im
Bundesverband Druck und Me-
dien e.V. (bvdm), organisiert
sind, Ende Juni gekündigt. Ihre
Forderungen sind eindeutig:
Rückkehr zur 40-Stunden-Wo-
che, die Abschaffung des freien
Wochenendes und die Reduzie-
rung oder Streichung von Ur-
laubs- und/oder Weihnachts-
geld. Der Manteltarifvertrag ist
noch bis zum 31. März 2005
gültig.  „Die Auseinanderset-
zung wird noch wesentlich hef-
tiger als  1984“, prognostiziert
Manfred Föllmer, Gewerk-
schaftssekretär für Berlin-Bran-
denburg. Damals begann mit
dem MTV der Einstieg in die Ar-
beitszeitverkürzung in Richtung
35-Stunden-Woche. sil



Die Überraschung war Anfang
Juli perfekt: Vivendi verkaufte das
Studio Babelsberg an eine Münch-
ner Investorengruppe um Carl
Woebcken und Christoph Fisser
für den symbolischen Preis von ei-
nem Euro. Zusätzlich zahlt der
französische Konzern 18 Millio-
nen Euro an die neuen Eigentü-
mer als Anschubfinanzierung. 

Zuvor war vor allem die NDR-
Tochter Studio Hamburg als Käu-
ferin im Gespräch. Die Parteien
konnten sich jedoch nicht eini-
gen, Studio Hamburg schied aus
dem Kreis der Bewerber aus.
Auch Thierry Potok, bislang Statt-
halter von Vivendi in Babelsberg,
hatte persönlich Interesse an dem
Traditionsstandort bekundet. 

Für Jan-Peter Schmarje, Betriebs-
ratsvorsitzender vom Studio Ba-
belsberg, war es mehr als nur
schlechter Stil, wie sich Vivendi
von seinem Verlustbringer trenn-
te. Noch in der Woche, bevor der
Verkauf bekannt wurde, hatte er
selbst in Paris mit Vivendi-Kon-
zernchef Jean René Fourtou ge-
sprochen und die Zusage erhal-

ten, dass der Betriebsrat in even-
tuelle Verkaufsverhandlungen ein-
gebunden wird. Auch nach rund
einem Jahrzehnt finanziellen En-
gagements hatte die Konzern-
spitze offenbar nicht realisiert,
dass in Deutschland der Betriebs-
rat einen gesetzlichen Anspruch
hat, über einen anstehenden Ver-
kauf informiert zu werden. „Wir
haben in Babelsberg zwölf Jahre
harter Reprivatisierung hinter uns,
und Vivendi hat uns bislang immer
fair behandelt und auch in schwie-
rigen Zeiten den Rücken gestärkt“,
betonte Schmarje. „Dass dieser
seriöse Weg nun mit dem Ver-
kauf plötzlich verlassen wird und
die Zukunft des noch einzigen
deutschen Filmstudios mit seinen
knapp 220 Beschäftigten damit
in Frage gestellt ist, werden wir
nicht wortlos hinnehmen.“ Der
Betriebsrat behält sich rechtliche
Schritte gegen den Kauf vor. Zu-
sätzlich haben die Arbeitnehmer-
vertreter Bundeskanzler Gerhard
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Schwabing, Aufmerksamkeit er-
regte er aber als Mitinitiator der
Lichterkette gegen Fremdenhass
1992 und durch seine Aktivitäten

in der Münchner Gastronomie-
szene. Carl Woebcken ist Ge-
schäftsführer der Berlin Animati-
on Fonds GmbH & Co Produkti-
ons KG (BAF), einem Trickfilm-
Fonds, den die Deutsche Bank
aufgelegt hatte. Woebcken war
1992 schon einmal als Investor
aufgetreten. Damals übernahm
er die Strömungsmaschinen Pirna
GmbH mit mehr als 1000 Be-
schäftigten. Drei Jahre später war
die Firma insolvent. Für ihn hatte
seine Zeit in Pirna aber noch ein
juristisches Nachspiel: Er wurde
im Mai 1997 wegen Diebstahls
einer gusseisernen Treppe im
Wert von rund 40.000 Euro zu ei-
ner Geldstrafe in Höhe von
10.500 Mark (rund 5000 Euro)
verurteilt. Die Treppe hatte er an
einem Gebäude der Strömungs-
maschinenfabrik ab- und an sei-
ner Villa anbauen lassen. Inzwi-
schen war das Gebäude aber in
den Besitz des Freistaats Sachsen
übergegangen. sil

Schröder aufgefordert, auf Regie-
rungsebene Einfluss auf die Ver-
tragsgestaltung zu nehmen, um
die Arbeitsplätze in Babelsberg zu
retten. Kulturstaatsministerin Chris-
tina Weiss kündigte an, die Bun-
desregierung werde sich für die
Babelsberger verwenden. 

Daran änderte auch die Aussa-
ge der beiden neuen Eigentümer,
weiterhin auf große Filmproduk-
tionen in Babelsberg zu setzen
und zeitgleich das TV-Geschäft
auszubauen, nichts. Die Befürch-
tung bleibt, dass der Personal-
stamm in den kommenden Jah-
ren auf 20 Beschäftigte abge-
schmolzen wird. Diese Gefahr be-
steht, wenn künftig in Babelsberg
hauptsächlich TV-Serien und kei-
ne aufwändigen Kinoproduktio-

nen entstehen. Im Gespräch mit
der Berliner Morgenpost kündig-
te Carl Woebcken bereits an,
dass mindestens 50 Beschäftigte
gehen müssen. 

Verunsichert ist die Belegschaft
auch, weil die Personen der Käu-
fer Fragen aufwerfen. Beide gel-
ten nicht als berechenbare Grö-
ßen in der Branche, über ihre in-
ternationalen Kontakte ist nichts
bekannt. Christoph Fisser ist Ge-
schäftsführer der Atelierbetriebe

Happy-End in Babelsberg fraglich
Neuerlicher Verkauf des Studios leider kein bloßer Treppenwitz 

„Gute Zeiten – schlechte Zeiten“ – wohin neigt sich jetzt die Waage?

Foto: RTL

anzeige

Schlechter Stil 

von Vivendi

Arbeitsplatz

auf der Kippe



Mit den Grosch
Ein Stadtführer der beso
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Wieso entstanden gerade nach
1900 so viele Gewerkschaftshäuser
in Berlin?

Wolfgang Blumenthal: Nach
der Aufhebung des Sozialistenge-
setzes gab es wieder die Möglich-
keit, sich zu organisieren. Zu jener
Zeit entwickelte sich Berlin zum
größten deutschen Industriestan-
dort mit einer entsprechend wach-
senden Arbeiterschaft. Die gewerk-
schaftlichen Organisationen richte-
ten möglichst nahe an den Arbeits-
stätten Büros ein, die aber bald
nicht mehr ausreichten. Das eigene

Das neu bezogene ver.di-
Haus im Spreeport ist das

jüngste Gewerkschaftsgebäude
in Berlin. Es steht damit am
(vorläufigen) Ende einer langen
Liste von Bauvorhaben, mit de-
nen Gewerkschaften seit Ende
des 19. Jahrhunderts das Stadt-
bild mit prägten. Ein kürzlich er-
schienenes Buch weist die We-
ge zu den zwischen 1900 und
1933 zahlreich entstandenen
Gewerkschaftsbauten in Berlin.
Grundlage ist der sozialhisto-
risch wertvolle Bestand von Ar-
chiv und Bibliothek des FDGB.
Er wurde in eine Stiftung über-
führt, die nun der Johannes-

Sassenbach-Gesellschaft offen
stehen. 

Die Gesellschaft wurde am
12. August 1992 in Berlin von 18
an der Geschichte der Arbeiter-
bewegung, besonders der Ge-
werkschaftsgeschichte, interes-
sierten Persönlichkeiten ge-
gründet. Ihr gehören jetzt 60
Einzel-, aber auch kooperative
Mitglieder an, darunter die ehe-
malige IG Medien, jetzt ver.di. 

Der Gesellschaft geht es um
die Bewahrung der Bestände

Gewerkschaftshaus bot mehr
Raum für die Organisationsarbeit,
für Zusammenkünfte, Beratungen,
Bildungs- und Kulturveranstaltun-
gen. 
Ein erstes eigenes Haus in Deutsch-
land wurde 1900 in Berlin gebaut.
Leitsätze für Gewerkschaftshäuser
hat Johannes Sassenbach ent-
wickelt. Wer war Sassenbach?

W.B.: Ein vielseitiger Mann, von
Beruf Sattler, äußerst bildungsbe-
flissen, sprachlich versiert, seit
1891 Vorsitzender des Allgemei-
nen Deutschen Sattlervereins, von
1927-30 Generalsekretär des Inter-
nationalen Gewerkschaftsbundes.
In Berlin leitete er das erste Ge-
werkschaftshaus, das mit seiner

maßgeblichen Initiative errichtet
worden war, legte eine große
Büchersammlung an und gab Ver-
zeichnisse der deutschsprachigen
Gewerkschaftsliteratur heraus.
Ideenreich regte er die Arbeiter
zum Lesen guter Literatur an. 
Die ersten Häuser waren bereits
auf vielseitige Nutzung ausgerich-
tet... 

W.B.: Hier befanden sich Ar-
beitsnachweise, Rechtsberatung
für die Mitglieder, die Auszah-
lungsstellen für die Unterstützun-
gen, teilweise gab es Restaurants,
in denen zu erschwinglichen Prei-
sen gegessen werden konnte. Da-
mals wurde durch die Organisation
auch wesentlich mehr für Arbeits-

lose getan. Einige Häuser besaßen
Läden der Konsumgenossenschaft
oder Verkaufsstellen der gewerk-
schaftseigenen Be-
triebe, wie des Fahr-
radwerks in Lichten-
rade. Das bot Mög-
lichkeiten eines be-
zahlbaren Erwerbs.
Wie wurden die
Bauten finanziert? 

W.B.: In der Re-
gel wurden Bau-
fonds aufgelegt, in
die die Mitglieder
Spenden einzahl-
ten; sie sind mit
Sondermarken in
den alten Mitglieds-

Berlin mal anders betrachtet
Gespräch mit dem Autor Wolfgang Blumenthal

Berliner Gewerkschaftshaus Engeldamm 62-65: Das erste 1900 in
Deutschland von den Gewerkschaften errichtete Haus wurde stolz die
Rote Burg genannt. Johannes Sassenbach formulierte als Richtschnur:
„...möglichste Ausnutzung des vorhandenen Bodens, praktische Anord-
nung der einzelnen Räumlichkeiten, Benutzung aller modernen Errun-
genschaften und gefällige, das Auge befriedigende Architektur, dabei
Vermeidung aller unnützen Kosten.“ Das Haus wurde als Sehenswür-
digkeit betrachtet. Es kamen zur Besichtigung Professoren mit ihren
Studenten, auch die SPD-Reichstagsfraktion, namhafte Künstler und
Wissenschafter aus dem In- und Ausland; Militärpersonen war anfangs
der Eintritt versagt. Über 20 Verbände hatten hier ihren Arbeitsnach-
weis. Am 31.Mai 1900 sprach August Bebel zum Thema „Gewerk-
schaftsbewegung und politische Parteien“.
Erreichbar: U-Bahn Heinrich-Heine-Straße oder Moritzplatz

Carl-Legien-Siedlung Prenzlauer Berg: 1929/30 verwirklichte Bruno Taut zw
zer Straße ein städtebaulich bedeutendes Objekt . Es entstanden 1145 Woh
halb und zwei Zimmern. Um die Baukosten – und damit die Mieten – niedr
sungen bevorzugt, die Zweckmäßigkeit und Wohnkomfort verbanden. Ben
1920 verstorbenen ADGB-Vorsitzenden Carl Legien.Erreichbar: S-Bahn Pren
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büchern dokumentiert. Für das er-
ste Haus haben Berliner Arbeiter ab
1909 jährlich 5 Pfennige, später
das Doppelte entrichtet. Die Bereit-
schaft zum Spenden ist hoch anzu-
erkennen; denn die Löhne waren
niedrig und die Opfer in Zeiten von
Inflation und Weltwirtschaftskrise
besonders groß. Aber damit wur-

den die Häu-
ser Eigentum
der Mitglie-
der, mit dem
sorgsam um-
zugehen
war.
Es fällt auf,
dass vorwie-
gend nam-
hafte Archi-
tekten be-
auftragt wur-
den.

W.B.: Als
nach dem

1.Weltkrieg republikanische Ver-
hältnisse einzogen, belebte sich in
den Gewerkschaften der Gedanke
an eine Wirtschaftsdemokratie, an
eine neue Gesellschaft schlechthin.
Der Aufbruch sollte sich auch in
den Bauten ausdrücken – zu einer
neuen Lebenswelt gehörten gesun-
de Arbeits- und Wohnverhältnisse.
Damit erhielten an sozialem Fort-
schritt orientierte Architekten
Möglichkeiten, ihre Vorstellungen
umzusetzen. Wesentlich war, dass
sich diese Architekten mit den poli-
tischen Vorstellungen der Arbeiter-
bewegung identifizierten. 1919
hatte sich in Berlin die „November-
gruppe“ gebildet, zu der auch Ar-
chitekten wie Walter Gropius und
die Brüder Max und Bruno Taut
gehörten. Mit ihren Entwürfen für
die Gewerkschaftsbauten fanden
sie das ihnen entsprechende Schaf-
fensfeld.
Wieso engagierten sich die Ge-

werkschaften auch im Wohnungs-
bau?

W.B.: Berlin war nach der Jahr-
hundertwende zu einer der am
dichtest besiedelten Städte der
Welt geworden. Im Gegensatz zu
den westlichen Villenvierteln herr-
schten in den Wohnquartieren der
Arbeiter katastrophale Zustände.
Die Mietskasernen im Prenzlauer
Berg hatten bis zu sechs Hinterhö-
fe; die Statistik belegt, dass von
seinerzeit 2,9 Millionen Einwoh-
nern 600 000 zu fünf und mehr
Personen in einem Raum lebten!
1922 fasste der 11. Gewerk-
schaftskongress des ADGB einen
Beschluss zur Wohnungsfrage, ge-
gen Mietwucher, für sozialen Woh-
nungsbau und in der Perspektive
zu gewerkschaftlichen Wohnungs-
baugesellschaften; Gehag, Gagfah,
DeGeWo u.a. sind Gründungen je-
ner Zeit. In der zweiten Hälfte der
zwanziger Jahre bestimmten sie

den gemeinnützigen Wohnungs-
bau in Berlin. Sie haben den über-
wiegenden Teil sozialer Wohnun-
gen geschaffen und ein wichtiges
baugeschichtliches Erbe hinterlas-
sen. Auch dorthin geleitet der
Stadtführer.

Interview: Annemarie Görne

h a f t s h ä u s e r  i n  B e r l i n

des vormaligen Zentralarchivs,
sie will die Forschung zur Ge-
werkschafts- und Sozialge-
schichte fördern und der öffent-
lichen Nutzung erschließen. Da-
zu gibt sie eine Schriftenreihe
heraus, in der dieser Stadtfüh-
rer erschienen ist.

Zusammengetragen von W. Blumenthal,
E. Keller und K. Kuba. Mit Abbildungen,
Karten, umfangreichem Register über
Geschichtsdaten, Organisationen und
Architekten. trafo verlag Berlin 2004, 252
Seiten, 15,80 Euro, ISBN 3-89626-398-6.

Bundeshaus des ADGB Wallstraße/Inselstraße
Der Bau begann 1922/23, leitender Architekt war Max Taut. Er errichtete den ersten Stahlbetonrahmen- und
Stahlbetonrasterbau in Deutschland, wozu ein bis zu sechs Stock hohes, gradliniges Betongerippe mit Mauer-
werk ausgefüllt wurde. Hinter dem zweistöckigen, expressionistisch gefalteten Giebel zur Inselstraße befand
sich der Sitzungssaal. Im Erdgeschoss waren Ladenräume, die Arbeiterbank und im Keller ein Tresorraum un-
tergebracht. Das Haus wurde zu einem der ersten Zeugnisse der Neuen Sachlichkeit in Berlin. 
Erreichbar: U-Bahn Märkisches Museum, S-Bahn Jannowitzbrücke

wischen Prenzlauer Allee und Gubit-
ohnungen mit überwiegend einein-
rig zu halten, wurden einfache Lö-
nannt ist die Siedlung nach dem
nzlauer Allee, Tram.

Fotos: transit/v. Polentz, Archiv
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Auch der Landesbezirk Berlin-
Brandenburg hat es geschafft.
Obwohl nur ein paar hundert
Meter zu überwinden waren in
der Köpenicker Straße von der
Nr. 55 in die Nr. 30 in Berlin-Mit-
te, hatte es der Umzug während
hochsommerlicher Hundstage in

sich: Kisten ein- und auspacken
und dennoch alle wichtigen
Amtsgeschäfte am Laufen halten.
„Eine Woche waren wir nur be-
dingt erreichbar, doch seit Ende
Juli sind wir wieder up to date,“
blickt Andreas Köhn, stellvertre-
tender ver.di-Landesleiter Berlin-
Brandenburg zurück. „Im neuen
Haus wird die Betreuung für alle
unsere Mitglieder noch besser.
Dafür sorgen nicht zuletzt die
Synergieeffekte mit der Bundes-
verwaltung. Die Technik ist mo-
derner, das Haus schöner, die Ta-
gungsmöglichkeiten sind perfekt.
Und: Wir sitzen alle zusammen.“
An der „Rückfront“ der ver.di-Bun-

desverwaltung – im gleichen Bau-
werk, aber in dem an die Köpe-
nicker Straße grenzenden Gebäu-
deflügel – ist jetzt der Landes-
bezirk und der Bezirk Berlin zu

Hause. „Auch unsere vielen Kol-
leginnen und Kollegen mit ge-
werkschaftlichem Ehrenamt wer-
den von den guten Bedingungen
profitieren,“ freut sich Köhn. 

B.E.
Betr. „Brückenkopf im erweiter-
ten Europa“ von Hartmut Frie-
drich (Sprachrohr 3/2004, S.2)

Ach, was doch immer alles muss
in unserer Gewerkschaftszeitung!
Diesmal tut sich unser stellvertre-
tender Landesbezirksbestimmer
mit dem müssen hervor, anstatt zu
formulieren, was er denn so für,
meinetwegen, anstrebenswert
hielte. Solche Zwangsrhetorik
führt denn gleich zu seltsamen,
bekannten Paradoxa: „Das Zusam-
mengehörigkeitsgefühl“, schreibt
Kollege Friedrich, müsse „von un-
ten nach oben wachsen“. „Grund-
voraussetzung“ dafür sei, führt er

gleich im Anschlussatz aus, „eine
gut funktionierende partnerschaft-
liche Zusammenarbeit von Parla-
menten, Verwaltungen, aber auch
Gewerkschaften“. Häh? Wenn
also oben alles prima zusammen-
arbeitet, dann wird sich unten
schon ein Zusammengehörigkeits-
gefühl einstellen? Beziehungs-
weise: einstellen müssen? Und
das wächst dann hoch, sodass
oben alles nunmehr oberprima
zusammenarbeitet oder wie oder
was? Manchmal habe ich wirklich
das Gefühl, Basis und Apparat
unserer Gewerkschaft verhalten
sich wie zwei parallele Geraden.
Sie berühren sich im Unendli-
chen... Mit betont freiwillig
freundlichen Grüßen

Frank Böhmert, Schriftsteller

Gleiche Straße, andere
Hausnummer, neues Haus
Auch für den ver.di-Landesbezirk hat sich alles verbessert

Neue Adresse, 
neue Nummern

Seit Ende Juli lautet die neue
Adresse des Fachbereichs Medi-
en Kunst und Industrie: ver.di
Gewerkschaftshaus, Köpenicker
Straße 30, 10179 Berlin. Die
Fachgruppen sind unter dem
Telefon 030/88 66 – 6 für die
Zentrale und folgenden Durch-
wahlen zu erreichen:

Journalismus - 4106
(Sekretariat) - 5402

Papier/Kunststoffe - 5408 
(Sekretariat) - 5405

Musik, Literatur, 
Bildende Kunst - 5403
(Sekretariat) - 5402

Industrie/Chemie - 5404
(Sekretariat) - 5406

Druck/Verlage - 5407
(Sekretariat) - 5405

RFAV-Medien - 5411
(Sekretariat) - 5421

Theater/Bühnen - 5413
(Sekretariat) - 5412

Presseausweise - 5420
- 5421

connexx - 5416
- 5417 
- 5422

Umzgezogen

Leserbriefe
Leserbriefe geben nicht in 
jedem Fall die Meinung der

Redaktion wieder. Sinnwahrende
Kürzungen sind vorbehalten.

Medienfachbereich

Berlin-
Brandenburg

Hausrecht für ver.di: Schlüsselübergabe durch die Bauherren

Foto: Kay Herschelmann

Auch für Andreas Köhn galt: erst auspacken, dann Urlaub

Fotos: transit/v. Polentz
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Zum 60. Jahrestag des Massa-
kers, das die SS-Division „Das
Reich“ in den südwest-französi-
schen Orten Tulles und Oradour-
sur-Glane am 9. und 10. Juni 1944
verübt hatte, durften in diesem
Jahr erstmalig Deutsche an den of-
fiziellen Feierlichkeiten teilnehmen.

Die ver.di Jugend Berlin und der
Bezirk Berlin-Brandenburg orga-
nisierten zusammen mit DRAFD
e.V. – dem Verband der Deut-
schen, die in der Résistance und
der Anti-Hitlerkoalition gekämpft
hatten – eine einwöchige Fahrt.
Dank der von deutschen Rési-
stancekämpfern gepflegten Be-
ziehungen konnten Begegnun-
gen in Limoges, Tulles und Ora-

dour organisiert werden. Unserer
Gruppe gehörten zehn Jugendli-
che an, drei davon wurden von
der PDS-Bundestagsabgeordne-

ten Gesine Lötzsch finanziell un-
terstützt. Unter den sieben älte-
ren Reiseteilnehmern waren mit
Ernst Melis, dem Vorsitzenden

der DRAFD e.V., und Gerhard Leo
zwei ehemalige Résistancekämp-
fer. Leo genießt in der Region un-
ter seinem einstigen Decknamen
„Le Rescapée“ (der Entkomme-
ne) hohes Ansehen. Im Frühjahr
bekam er die höchste französi-
sche Auszeichnung, das Kreuz
der Ehrenlegion, verliehen. 

Die Fahrt, die in den französi-
schen Medien der Region stark
registriert wurde, hat alle sehr be-
wegt. Die Gelegenheit, zusam-
men mit Ernst Melis und Gerhard
Leo eine Brücke über sechzig Jah-
re hinweg zu schlagen, mit älte-
ren und jüngeren Franzosen über
die ungeheuren Verbrechen der
Nationalsozialisten zu reden, über
die Verwüstungen der Menschen
durch Kriege und sich trotzdem
verständigen zu können, war ein-
zigartig. Die Gruppe bereitet eine
Ausstellung über die Fahrt vor.

Constanze Lindemann

Oradour – eine Brücke über sechs Jahrzehnte 
Erstmals auch Deutsche zu den offiziellen Gedenkveranstaltungen eingeladen

Personengruppe

Jugend

In meinem Inneren sehe ich die Bilder und werde darüber sprechen

Oradour am 10. Juni 2004: Ich
laufe durch die Straßen. An ei-
nem sehr warmen Tag. Auch vor
sechzig Jahren soll die Sonne so
gebrannt haben. Bis der blaue
Himmel vom Rauch der bren-
nenden Häuser und Menschen
geschwärzt wurde. Vor meinen
Augen die zerstörten Gebäude.
In meinem Inneren sehe ich Bil-
der, Bilder von Menschen, fröhli-
chen Menschen, die hier einmal
lebten. Kinder, die hüpfend den
Weg nahmen. Eilende Betrieb-
samkeit, aber auch schleppende
Schritte von den Alten. Sie liefen
dieselben Wege, die nun auch
ich entlang laufe. Sie liefen hier
zur Schule, in ein Geschäft, nach
Hause, in die Kirche oder zur
Straßenbahn. Ein beschaulicher
Ort war Oradour bis zu dem
Tag, an dem sich alles ändern
sollte. Der Tag, an dem alle
männlichen Einwohner erschos-
sen und die Frauen und Kinder
zusammengepfercht in der Kir-
che bei lebendigem Leib ver-
brannt wurden. Unschuldige
wurden Opfer von blindem Hass
und von Gehorsam einem fa-
schistischen Regime gegenüber,
das so menschenverachtend

war, dass es nicht in Worte zu
fassen ist. Vor diesem Ort des
Grauens stehe ich schweigend.
Deutsche Soldaten, die selbst
Familien hatten und vielleicht
nach dem ausgeführten Befehl
liebevolle Briefe nach Hause
schrieben, brachten Gewalt und
Tod in diese kleine Stadt. Ich
weiß nicht, wie man diese Leute

bezeichnen soll. Wenn die Wor-
te Mensch und Menschlichkeit
nichts mehr miteinander verbin-
det. Ein alter Mann kommt auf
uns zu und hebt seinen Arm. Er
zeigt auf die blauschwarz
eintätowierte KZ-Nummer. Er
spricht kein Wort. Aber er reicht

uns seine Hand. Tränen in sei-
nen Augen. Später legen wir
schweigend am Ehrenmal die
Blumen nieder. Ein unendlich
bewegender Moment in mei-
nem 23jährigen Leben. Neben
mir Gerhard, einer, der als Rési-
stancekämpfer damals das an-
dere Deutschland repräsentierte
und Thomas, ein junger Genos-

se. Gerhard und Ernst verdanke
ich die Erkenntnis, dass es zu je-
der Zeit möglich ist, sich gegen
Unrecht und Verbrechen zu
wehren. Auf dieser Reise haben
sie mich gelehrt, dass es in unse-
rer Verantwortung liegt, trotz al-
ler Ängste und Zwänge Mensch-

lichkeit in einer unmenschlichen
Zeit zu leben. Dass man gegen
den Strom schwimmen kann.
Dass Zivilcourage möglich ist.
Dass man trotz solcher Brutalitä-
ten, des Leides nicht verbittern
muss. Dass Lachen wieder mög-
lich wird. Nie werde ich die Be-
gegnungen mit den Überleben-
den vergessen. Auch nicht die
kleine zierliche Frau, die Ravens-
brück überlebte. Die trotz allem,
was sie durch Deutsche erleiden
musste, nicht verbittert ist. Sie
strahlt eine Kraft und Hoffnung
aus, die ohne Ende zu sein
scheint. Wir werden nichts ver-
gessen, was sie uns erzählte.
Und wenn diese Zeitzeugen
nicht mehr darüber berichten
können, werden wir es unseren
Kindern erzählen, damit diese
Zeit der Unmenschlichkeit nie-
mals vergessen wird. Und damit
so etwas Schreckliches nie wie-
der geschehen kann. „Der
Schoss ist fruchtbar noch, aus
dem dies kroch...”, warnte be-
reits Bert Brecht. Ich werde diese
Tage in Frankreich nie vergessen
und mein Wissen davon weiter
tragen. Anna Natalia Schmidt
Bürokauffrau in der Ausbildung

Einer der vielen bewegenden Momente für die ver.di-Gruppe

Fotos: Peter Rau
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Sie wurden mit stehenden Ova-
tionen gefeiert, es gab Blumen,
eine lange Ansprache des Inten-
danten und später allgemeinen
Tanz auf der Bühne. Doch eigent-
lich handelte es sich um eine
Trauerfeier. Das Tanzensemble
der Komischen Oper verabschie-
dete sich – auf eigenen Wunsch
mit dem wenig spektakulären
Stück „Casa“, in dem alle zwan-
zig Tänzerinnen und Tänzer auf
der Bühne standen – am 12. Juli
von seinem Publikum. Die Sparte
Tanz im Haus an der Beh-
renstraße wird geschlossen. Eine
Ära geht zu Ende. Das legendäre
Tanztheater Felsensteinscher Prä-
gung, 1966 gegründet und vor
allem von seinem langjährigen
Chef Tom Schilling bis 1992 zu
Weltgeltung geführt, ist ab sofort
Geschichte. 

Eine Tradition, für die Namen
wie Hannelore Bey, Jutta
Deutschland oder Angela Rein-
hardt genauso stehen wie die von

Roland Gawlik, Thomas Vollmer
oder Gregor Seyffert, ist abge-
schnitten. Intendant Homoki
machte die Stiftung Oper in Ber-
lin verantwortlich für das Ende
dieses Ballettensembles. Jahrelan-
ges Gezerre um ein BerlinBallett
mag dazu beigetragen haben. 

Tatsächlich hatte man an der
Komischen Oper zuletzt nur noch
glücklose Experimente mit der
Compagnie betrieben und die
Tänzerinnen und Tänzer bereits

2001 ausnahmslos gekündigt.
Nur dem Kampfeswillen der da-
maliger Truppe und der Unter-
stützung der IG Medien war es zu
danken, dass das endgültige Aus
hinausgeschoben werden konn-
te. Doch weder Blanca Li noch
zuletzt Adolphe Binder konnten
das Ruder künstlerisch herum-
reißen. Nun vertritt ver.di ihre
Mitglieder bei der Durchsetzung
diverser Ansprüche gegenüber
Senat und Theaterleitung. neh

Endgültig ausgetanzt
Schlussbild beim Tanzensemble der Komischen Oper

Fachgruppe

Darstellende
Kunst

Unter dem Titel „Die Inszenie-
rung ist abgesagt“ berichteten
wir im letzten Sprachrohr über
das drohende Aus für das
SCHAUSPIEL NEUKÖLLN, weil
ihm per Verwaltungsanordnung
die Akteure gestrichen wurden.
Offensichtlich gab es auf den Ar-
tikel positive Resonanz. Wie Pres-
sesprecher Holger Ettel jetzt be-
richtete, wurden Möglichkeiten
gefunden, den Spielbetrieb fort-
zusetzen: Ein Schauspieler wurde
über das Sozialamt geschickt,
drei kamen über verschiedene

ABM-Träger, alle mit Halbjahres-
verträgen. Ein Gast stößt auch
dazu. Deshalb wird es am 22.
September um 20 Uhr doch eine

Premiere geben. Aufgeführt wird
No 15 „Täglich Brot“ von Gesine
Dankwarth, die bereits Anfang
der 90er Jahre ihre eigene Bühne
in der Kulturfabrik hatte. Im Fünf-

personenstück wird über Wün-
sche, Hoffnungen, Sehnsüchte
und den stressigen Alltag des
modernen Werktätigen reflek-
tiert. In inneren und äußeren Mo-
nologen entlarven die Charaktere
die Leere ihres Daseins und die
Ängste hinter cooler Fassade. Re-
gie führt Rüdiger W. Kunze, der
künstlerische Leiter des Ensem-
bles. B.E.
Weitere Aufführungen 24.-26.9.
29.,30.9., 3.,6.,.8.-10.10., 13., 15.-17.10.,
jeweils 20 Uhr. Kartenvorbestellung
unter 030/68 09 37 79, Eintritt 10 Euro,
ermäßigt 8 Euro.

carrousel

Hoffnung, aber 

immer noch keine 

Gewissheit

Die „Schleuderfahrt“ des car-
rousel-Theaters an der Parkaue
(siehe Sprachrohr 3/04), die
nach Haushaltsperre und An-
drohung von Mittel-Halbierung
durch das Abgeordnetenhaus
im Februar ausgelöst worden
war, ist noch nicht beendet.
Doch gingen die Beschäftigten
der Kinder- und Jugendbühne
etwas beruhigter in die Theater-
ferien. 
Der Kultursenator hat das ge-
forderte Konzept für die weitere
Entwicklung des Hauses zu
Spielzeitende vorgelegt. Wie
bekannt wurde, enthält es vier
Kernpunkte, die sich mit den
Forderungen von Intendanz,
Beschäftigten und ver.di de-
cken: Der Standort in Berlin-
Lichtenberg soll erhalten blei-
ben; eine Selbstständigkeit des
Hauses wird gegenüber der An-
bindung an ein größeres („Er-
wachsenen“-)Theater bevorzugt;
das Konzept als Repertoire- und
Ensembletheater soll weiterge-
führt werden und – ganz wich-
tig: Die Zuschüsse für die Bühne
sollen in der bisherigen Höhe
gesichert sowie Vorbereitungen
für eine Entschuldung getroffen
werden. 
Bleibt zu hoffen, dass auch die
politischen Entscheider im Ab-
geordnetenhaus sich diesen Zie-
len anschließen und dem tradi-
tionsreichen staatlichen Kinder-
und Jugendtheater die Rah-
menbedingungen zugestehen,
die es für seine wichtige Arbeit
braucht! neh

Professionelles Lächeln auf der eigenen Trauerfeier

Foto: transit/v. Polentz

Fünf Menschen, ihre

Wünsche und Ängste

Stiftung Oper  

experimentierte

In Neukölln geht es doch weiter
Premiere am 22. September mit No 15 „Täglich Brot“

No 14 war noch nicht die letzte

Foto: SCHAUSPIEL NEUKÖLLN



bin und bleibe da. Pablo Neruda –
der 100.!“ wird eine Auswahl
von bekannten, aber auch weni-
ger bekannten, humorvollen Tex-
ten vorgestellt. Zu dieser gemein-
samen Veranstaltung vom Ver-
band Deutscher Schriftsteller
Brandenburg, Heron-Buchhaus
und Staatstheater Cottbus sind
Gäste herzlich willkommen. red.

wir über uns sprachrohr 4 |04

13

Am 12.7.2004 wäre Pablo Ne-
ruda 100 Jahre alt geworden. Die
VS-Landesverbände Berlin und
Brandenburg ehren den großen
Dichter jeweils mit einer Veran-
staltung. Unter dem Titel „100
Jahre Pablo Neruda – was bleibt“
lädt der VS Berlin am 16. Septem-
ber 2004, ab 19.00 Uhr in die
Mediengalerie, Dudenstraße 10
(U-Bahnhof Platz der Luftbrücke).
Der Berliner Übersetzer Joachim

Meinert, Herausgeber von zwei
Anthologien chilenischer Prosa –
in den 70er Jahren Lektor im Ver-
lag Volk und Welt, wo eine sechs-
bändige Neruda-Ausgabe erschien
– stellt in dem Programm seinen
ganz persönlichen Neruda vor.
Unter o.g. Titel betrachtet er Le-
ben und Werk des Nobelpreisträ-
gers neu und kritisch im Lichte
der weltpolitischen Umbrüche in
den 30 Jahren seit seinem Tod.
Der dramatische Lebensweg Ne-
rudas, die erstaunliche Vielfalt
seiner Dichtungen, die politi-
schen Konflikte, Irrtümer und
Selbstkorrekturen kommen eben-
so ins Bild wie manche Anekdote,

Nerudas privates Leben, seine
Frauen und Freunde, seine
Sammlerleidenschaft und seine
ungeheure Lebenslust.

Christiane Grosz, Felix Huby,
Joachim Meinert und Anja
Tuckermann lesen repräsentative
Texte aus allen Etappen des dich-
terischen Werks. Der chilenische
Musiker Cirilo Adriazola singt ei-
gene Neruda-Vertonungen zur
Gitarre. Zu dieser Veranstaltung
lädt der VS Berlin herzlich ein.

Der VS Brandenburg bittet am
19. Oktober 2004, ab 19.00
Uhr, zur Hommage in die Kam-
merbühne des Staatstheaters
Cottbus. Unter dem Motto „Ich

ders, krasser, heftiger, brutaler
machen zu müssen als bisher.
Doch wenn man die Gesellschaft
so überzeichnet, erreicht man
beim Zuschauer nicht die Ein-
sicht, dass sie so nicht bleiben
kann. Es tritt im Gegenteil eine
Gewöhnung an ästhetische Ex-
zesse ein. Das Publikum sagt be-
stenfalls: Pfui, was die Schauspie-
ler alles machen müssen...

Sie haben sich Zeit ihres künstleri-
schen Lebens sehr um den Nach-
wuchs bemüht, im DDR-Fernse-
hen hatten Sie die Sendung
„Fundgrube”, Sie gaben Meister-
kurse. Doch wo sind sie momen-
tan, sagen wir, die jungen Diseu-
sen?

Gisela May: Ja, die müssen
sich eben ihre Off-Bühnen su-
chen. Und die finden sie auch. In
Berlin gibt es an die 60 solcher
Spielstätten. Das ist ein mühsa-
mer Weg. Doch es ist hier wie im
Handwerk oder anderen Berufen:
Die, die wirklich gut sind, werden
sich durchsetzen. Für die Karriere
ist allerdings in meinem Fach im-
mer zuerst Schauspiel Vorausset-
zung, es reicht nicht, ein bisschen
singen zu können. So kürt man
vielleicht kurzlebige „Super-
Stars”, wirkliche Künstler werden
so nicht gemacht... 

Interview: Helma Nehrlich

Sie sind als Künstlerin immer
auch politisch aktiv gewesen. Sie
haben etwa die Gewerkschaft
Kunst bis hin zu ver.di mit Enga-
gement, Rat und Tat begleitet.
Das ist im Zeitalter zunehmenden
Individualismus nicht so selbstver-
ständlich...

Gisela May: Mir hat solches
Engagement immer Orientierung
gegeben, einen Wegweiser, wo
wir hin kommen. Deswegen
konnte ich zum Beispiel auch
nach der Wende nie glauben,
dass nun das Paradies ausbräche.
Das wusste ich aus meiner Lebens-
erfahrung besser, aber natürlich
auch, weil ich ins westliche Aus-
land reisen und mir ein Bild ma-

chen konnte, wie dort der Kapita-
lismus funktioniert... Allerdings
wollte das eine ganze Zeit lang
niemand hören.

Inzwischen hat die Realität alle
eingeholt?

Gisela May: Wir werden keine
Vollbeschäftigung mehr bekom-
men, da bin ich sicher.

Und doch vermisst man oft die
Stimme der Intellektuellen und
Künstler zu aktuellen Gescheh-
nissen...

Gisela May: Finde ich nicht. In
den Talkshows wird ziemlich klar
geredet, wenn es sich um gute
handelt. Von Staats wegen
schöngefärbt wird jedenfalls
nicht mehr. Wer die Wahrheit
hören will, kann sie hören.

Sie haben ihren künstlerischen
Weg eng mit Brecht verknüpft,
der das Theater als Instrument
zur Veränderung der Wirklichkeit
behandelt hat...

Gisela May: ...Als Möglichkeit.
So blauäugig war er nicht zu
glauben, dass das Theater die
Welt verändert. Es kann vor allem
Anregungen zum Nachdenken
geben.

Einverstanden. Hat sich diese
Vorstellung von Theater im Laufe

Ihres langen Bühnenlebens rela-
tiviert oder halten Sie daran  fest?

Gisela May: Wenn die Insze-
nierungen gut und wenn Regis-
seure nicht so arrogant sind,
Stücke nur als Rohmaterial zu be-
handeln, dann funktioniert das
wohl. Wenn zum Beispiel im Ber-
liner Ensemble Brecht-Stücke dem
Autor gemäß inszeniert werden –
„Die Mutter” und „Die heilige Jo-
hanna der Schlachthöfe”. Krasser
und politisch genauer kann man
es nicht sagen und darstellen.
Und es ist ja längst nicht so, dass
alle Theater nur der Spaßgesell-
schaft Tribut zollen. Man kann
Häuser und Intendanten finden,
wo Theater wirklich das Denken
anregt. Verboten ist in der Demo-
kratie schließlich nichts. Medien
und Kritik reagieren allerdings
nicht immer angemessen.

Inwiefern?
Gisela May: Die Presse stürzt

sich zunehmend auf Spektakulä-
res. Inszenierungen, die sich wirk-
lich mit dem Autor und mit der
Gesellschaft beschäftigen, aber
vielleicht keinen Skandal provo-
zieren, werden oft übersehen.
Die Theaterkritik ist für mich we-
sentlich mitverantwortlich am
Niedergang und der Situation der
Regie. Regisseure meinen des-
halb oft, es um jeden Preis an-

Der persönliche Neruda
Dramatik und Lebenslust in Lesungen der VS-Landesverbände

Theater kann Denken anregen
Auch mit 80 redet Gisela May Klartext über Regisseure und Stars

verstorben
Gerda Szepansky 

Mit großer Trauer haben wir er-
fahren, dass unsere Kollegin
Gerda Szepansky am 3. August
verstorben ist. Da uns diese
Nachricht nach Redaktions-
schluss des Sprachrohr erreich-
te, werden wir in der nächsten
Ausgabe den Nachruf veröf-
fentlichen. Der VS

Foto: Gabriele Senft

Fachgruppe

Literatur
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Ob Geschichten, Almanache
oder Berichte – die DDR erlebt zu-
mindest in den Medien eine pu-
blizistische Wiedergeburt. Zu Bei-
spielen, die dabei mit Qualität
überzeugen, gehört das vom Eu-
lenspiegel Verlag Berlin heraus-
gegebene Buch „Die Marken bit-
te! KONSUM Geschichten“.

Autor Manfred Kirsch, jahre-
langer Konsum-Chef im mecklen-
burgischen Güstrow, hat Ge-
schichte und Geschichten der
Konsumgenossenschaften in der
DDR zu Papier gebracht. Heraus-
gekommen ist ein amüsantes,
nachdenklich stimmendes Doku-
ment über eine Seite des DDR-
Alltags, die viele mehr oder weni-
ger vergessen (verdrängt?) haben.

Kirsch erzählt witzig und anek-
dotenreich. Das bewies der Meck-
lenburger, als er sein literarisches
Erstlingswerk zu einem Club-
abend des Märkischen Presse-
und Wirtschaftsclubs (MPW) in
Berlin vorstellte. Nicht nur in der
DDR war „Die Marken bitte“ ein
geflügeltes Wort – auch in der
Bundesrepublik hatten die Kon-
sumgenossenschaften mit ihrem
150 Jahre alten Gedanken der
Selbsthilfe und -verwaltung einen
geachteten Platz im Wirtschafts-
gefüge inne, ehe Skandale wie bei
der Co op oder „Neuen Heimat“
einen Niedergang einleiteten. 

Der Niedergang des Konsums
in der DDR begann bereits weni-
ge Tage nach der Wiedervereini-
gung aus einem simplen, aber
folgenschweren Grund: Im Eini-
gungsvertrag hatte man die Kon-
sumgenossenschaften schlicht-
weg vergessen. Nichts war für sie
geregelt, obwohl der Konsum da-
mals mit 198 Genossenschaften,
4,5 Mio. Mitgliedern und rund 40
Mrd. DDR-Mark fast 40 Prozent
des Einzelhandelsumsatzes in die
Kassen spülte. Seine rund 30.000
Läden, Kaufhallen und Kaufhäu-
ser, seine 6.000 Gaststätten, Ho-
tels und die Einrichtungen der so
genannten Arbeiterversorgung
standen auf staatlichem Boden,
der mit der Wiedervereinigung an
die Bundesrepublik oder Altei-
gentümer ging. Viele DDR-Ge-
nossenschaften haben die An-
kunft in der Marktwirtschaft
nicht überlebt. Die es geschafft
haben – wie der Konsumgenos-

senschaftsverband Berlin mit Ho-
tels und Industriebetrieben – sor-
gen dafür, dass auch im Zeitalter
der Globalisierung der Ur-
sprungsgedanke des Genossen-
schaftswesens erhalten bleibt.

Das Buch „Die Marken bitte!“
macht neugierig auf die eigene
Vergangenheit. Wer erinnert sich
nicht an den „Dorfkonsum“, der
als Klatschzentrum mehr war als
nur eine Verkaufsstelle. Zuhörer
der Buchpräsentation kannten
noch die Redensart „Konsum-Brot
macht Wangen rot“ – aber woher
sie kommt, erfährt man erst beim
Lesen. Auch, warum es in der DDR
immer wieder mit der Brotversor-
gung Probleme gab. Brot war bil-
liger als Futtergetreide, so dass die
Bauern es für ihre private Viehhal-
tung verfütterten. Der Vorschlag
des Konsum-Chefs Fahrenkrog,
den Brotpreis zu erhöhen, fiel
höchstamtlich mit Pauken und

Trompeten durch. Brot sei ein
Grundnahrungsmittel und dürfe
nicht teuer sein, wurde ihm be-
schieden. FDGB-Chef Harry Tisch
ereiferte sich, man wolle wohl den
Arbeitern das Brot wegnehmen. 

Anekdoten finden sich etliche
in Kirschs Geschichten. Seine Stär-
ken spielt er immer dann aus,
wenn er detailreich Geschichte
darstellt. Etwas zu kurz kommt
dagegen die kritische Analyse,
warum der Konsum als Ganzes so
wenig auf den Eintritt in die
Marktwirtschaft vorbereitet war.
Trotzdem: Wer Interesse an ei-
nem Mosaikstein des DDR-Alltags
hat, für den stellt Manfred
Kirschs „Die Marken bitte“ eine
authentische  Fundgrube dar.

Hans Erdmann
Die Marken bitte! Konsumgeschichten
von Manfred Kirsch. Eulenspiegel Das
Neue Berlin Verlagsgesellschaft mbH &
Co. KG Berlin 2004, ISBN 3-359.01493-
6, 192 Seiten, Preis: 14,90 Euro

Nicht ohne meine Marken!
DDR-Alltag im Rückblick der Konsumgenossenschaften Filmriss im Palast 

Verhärtete Fronten im Kino:
Nach Verhandlungspause und
Arbeitskämpfen in mehreren
Städten blieb am 4. August die
vierte Tarifrunde mit der UFA/
Neue Filmpalast ergebnislos. Die
Neue Filmpalast (NFP) der Lü-
becker Kieft-Gruppe betreibt in
Berlin mehrere ehemalige UFA-
Lichtspielhäuser, darunter das
Kino in der Kulturbrauerei, das
im Juni bestreikt wurde. Die NFP
habe auf drastischen Lohnsen-
kungen und einer Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen be-
standen, berichtete ver.di-Tarif-
sekretär Matthias von Fintel.
Seitdem Anfang des Jahres der
Tarifvertrag ausgelaufen war,
weigert sich die NFP, über seine
Weitergeltung zu verhandeln.
ver.di hatte am 22. und 24. Juni
in Frankfurt/Main, Kassel, Ham-
burg und Berlin zu Warnstreiks
aufgerufen. Genervt von der
Hinhaltetaktik der Geschäftslei-
tung machten viele Beschäf-
tigten mit, setzten sich ein für
die von ver.di geforderte, an
Inflation und Produktivitätsent-
wicklung in der Branche ange-
passte Gehaltserhöhung. Nicht
viel angesichts der Tatsache, dass
eine Platzanweiserin nach Tarif
maximal 1307 Euro, ein Filmvor-
führer 1800 Euro nach Hause
trägt – brutto versteht sich.
Die vergeblich erschienenen Ki-
nobesucher reagierten verständ-
nisvoll. Nicht so die NFP: Kopf-
los sprach sie Abmahnungen
aus und verlangte von den Be-
triebsräten die Zustimmung zur
fristlosen Kündigung der von
ihr als „Rädelsführer“ des Streiks
ausgemachten Personen. Auch
dem Betriebsratsvorsitzenden
des Kinos in der Kulturbrauerei
drohte sie mit Entlassung.  
ver.di hat das Verhalten der NFP
als rechtswidrig verurteilt. Tat-
sächlich zog das Unternehmen
die Kündigungsbegehren zu-
rück, an den Abmahnungen
hält es jedoch fest. Ob die Teil-
nahme am Streik eine Abmah-
nung rechtfertigt, soll nun ge-
richtlich entschieden werden.
Schließlich existiere das Grund-
recht zum Streik, sagt von Fin-
tel. Am 18. August werden die
Verhandlungen in Hamburg
fortgesetzt. Ute C. Bauer

Kinostreik
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meinschaftsgründungen etc. Teil-
nahmegebühr: 13 Euro/50 Euro.

Jugendseminar „Moderation
und Macht“ vom 3. bis 5. Sep-
tember im ver.di-Tagungshaus
Konradshöhe, Stößerstr., 13505
Berlin. Moderation wird als Schlüs-
selqualifikation und Technik ver-
mittelt, die Arbeit in Gruppen
zum Laufen zu bringen. Mit prak-
tischen Übungen. Beginn 18 Uhr.

Anmeldung zu allen drei Semina-
ren: Fax: 030/88 66-49 02, Post:
ver.di Berlin-Brandenburg, FB 8,
Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin

Bundesdeutsche Presseauswei-
se: Neuausstellung oder Verlänge-
rung montags bis donnerstags von
8.30 bis 16.30 Uhr. (Tel: 0 30/ 88
66-54 20/21) Nachweise journali-
stischer Tätigkeit nicht vergessen!

Journalistenstammtisch: jeden
vierten Montag im Monat ab
19.30 Uhr im Cafe „Stresemann“
(Empore), Stresemannstr. 90, ge-
genüber Anhalter Bahnhof.

Verlage und Agenturen

Stammtisch an jedem zweiten
Donnerstag im Monat, 17 Uhr im
Restaurant „Heidelbeere“, am
Heidelberger Platz. 

Frauen

Der Frauenstammtisch des Fach-
bereiches 8 trifft sich an jedem
letzten Donnerstag in ungeraden
Monaten um 18 Uhr im „Casa-
lot“, Claire-Waldoff-Str. 5 (Orani-
enburger Tor, U6). 

RfavMedien          

Berliner Kinostammtisch: je-
den 1. Montag im Monat ab 20
Uhr im Restaurant „Götterspei-
se“ in der Neuköllner Oper, U-
Bahnhof Karl-Marx-Str. (U7). 

Stammtisch für Kleindarstel-
ler: jeden 1. Dienstag im Monat
ab 18 Uhr am gleichen Ort.

Papierverarbeitung

Fachgruppenversammlung an
jedem zweiten Dienstag im Mo-
nat um 16.30 Uhr im Gewerk-
schaftshaus Köpenicker Str. 30. 

Aktive Erwerbslose

Die Erwerbslosen von ver.di
Berlin treffen sich jeden 2. und

4. Donnerstag im Monat um
17.30 in der Köpenicker Str. 30.
Ulla Pingel (Tel. 621 24 50) und
Olaf Zygalsky (Tel. 782 13 34)
sind ehrenamtliche Sprecher.

Musik

Wir arbeiten nicht im Verbor-
genen! Alle Mitglieder sind herz-
lich zu den Sitzungen des Landes-
und Bezirksfachgruppenvorstan-
des Berlin-Brandenburg eingela-
den! Die Vorstände tagen von
9.00 bis 12.30 Uhr, Köpenicker
Str. 30 (neu). Nächste Sitzungen:
27. August, 24. September, 29.
Oktober.

Connexx.av

Second-Tuesday-Stammtisch
für freie und selbstständige Me-
dienschaffende aus Privatrund-
funk, Film, AV-Produktion und
Neuen Medien am 14. Septem-
ber und 12. Oktober im „Ober-
baumeck“, direkt am U-Bahnhof
„Schlesisches Tor“. Um „Kultur
oder Kommerz? Filmförderung in
Berlin“ geht es im September mit
Brigitta Manthey, Referentin der
Medienboard Berlin-Brandenburg
GmbH. Im Oktober heißt es „Ich
stecke in einem Projekt – holt mich
hier raus!“ Beginn jeweils 19 Uhr
(siehe auch: www.connexx-av.de)

Senioren

ADN-Senioren: am letzten Mon-
tag jedes Monats um 14 Uhr in
der Begegnungsstätte der Volks-
solidarität, Torstr. 203-206.

„Alte-Barden-Runde”: jeden
zweiten und vierten Mittwoch im
Monat um 15 Uhr im Restaurant
„Alt-Tempelhof”, Alt-Tempelhof
46, 12103 Berlin.

Seniorengruppe Funkhaus:
zum Thema Rentenbesteuerung.
Mitgliederversammlung am 15.
September ab 14 Uhr im Funk-
haus Sendesaal Block B. 

Gerhart-Eisler-Kreis: Zur Rolle
Chinas in Weltwirtschaft und
Weltpolitik. Gast ist der China-
Kenner Harald Nestler, 29.
Sptember, 14 Uhr, Funkhaus
Block A, 5. Etage, Raum 505.

Besuch des „DeutschlandRa-
dio Berlin“ mit Besichtigung der
Ausstellung „Achtung! Hier Sen-
destelle Berlin ...“, am 7. Okto-
ber, Treffpunkt 10.30 im Foyer,
Eintritt frei.
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Landesbezirk        

Seit 10. August und bis 17.
September erinnert eine neue
Ausstellung zum Thema „Ge-
werkschaft und Krieg an die Hal-
tung der Gewerkschaften zum 1.
Weltkrieg“, an den Ausbruch des
1. Weltkrieges vor 90 Jahren.

Medien Galerie, Gewerk-
schaftshaus Dudenstr. 10, 10965
Berlin (U 6 Platz der Luftbrücke)

Literatur

Lesung „100 Jahre Pablo Neru-
da – was bleibt“ am 16. Sep-
tember, 19 Uhr in der Medien
Galerie, Dudenstr. 10.
Cottbus: „Pablo Neruda – der
100.!“ am 19.10. , Kammerbüh-
ne des Staatstheaters, 19 Uhr.

13. Jahrestagung umweltan-
gagierter Schriftstellerinnen
und Schriftsteller „Brodowiner
Gespräche“ vom 16. bis 19. Sep-
tember in den Götzer Bergen na-
he Brandenburg/Havel mit Werk-
stätten, Exkursion, öffentlichem
Podiumsgespräch. Infos und An-
meldung: Arbeitskreis LITERATUR
UM WELT, Tel. 03 31/2 01 55 35,
foerderverein-toen@t-online.de

VS-Stammtisch: Am 2. Septem-
ber ab 19 Uhr im Café Halland,
Berliner Str. 86 (U 2 Pankow/ Vi-
netastr.), danach wieder jeden er-
sten Donnerstag im Monat, im
„Terzo Mondo“, Grolmanstr. 28,
zwei Minuten vom U-Bahnhof
Uhlandstr. (U 15) entfernt oder
vom S-Bahnhof Savignyplatz.

Journalismus

Tagesseminar „Existenzgrün-
dung für Journalisten, Me-
dienberufler, Künstler“ am 19.
Oktober von 9.30 bis 16.30 im
neuen ver.di-Gebäude Köpeni-
cker Str. 30, Raum 6.05
Es werden Kenntnisse zu den
Rahmenbedingungen (Förder-
möglichkeiten, betriebswirtschaft-
liche und steuerliche Aspekte)
und zur Abschätzung von Risiken
der Selbstständigkeit vermittelt.
Teilnahmegebühr: Mitglieder 13
Euro, Nichtmitglieder 50 Euro. 

Tagesseminar „Selbstvermark-
tung freier journalistischer Ar-
beit“ am 23. November von 9.30
bis 16.30 Uhr, Köpenicker Str.
30, Raum 6.07 mit Tipps zu Infor-
mationsbeschaffung, Kontaktauf-
bau, Marktbeobachtung, Hono-
raren, Mehrfachverwertung, Ge-

Mitglieder
versammlungen

Literatur

Der Verband Deutscher Schrift-
steller lädt seine Mitglieder in
Berlin und Brandenburg zu Mit-
gliederversammlungen ein. Die
Veranstaltung in Brandenburg
findet am 10.10. um 14.30 Uhr
im Heron-Buchhaus in Cottbus
statt. Die Berliner Mitgliederver-
sammlung beginnt am 8. No-
vember um 17 Uhr im Gewerk-
schaftshaus Köpenicker Str. 30,
Raum K 6.05.

Theater & Bühnen

Was wünschen sich Theaterbe-
schäftigte für einen Tarifvertrag
als Alternative zum NV Bühne?
– Solche Fragen zur aktuellen
Situation der Theater und Büh-
nen in Berlin und Brandenburg
sollen auf der Mitgliederver-
sammlung der Fachgruppe 10
am 20.9. von 16.30 bis 18.30
Uhr im Konferenzraum der
Deutschen Staatsoper, Unter
den Linden, debattiert werden.
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SPRACHROHR – Vertrauen Sie nicht dem Zufall!

Mitglieder des Fachbereichs 8 in ver.di bekommen in Berlin und
Brandenburg das Sprachrohr alle zwei Monate zugeschickt.

Alle anderen können die Medien-Zeitung im Abo beziehen. Sechs
Ausgaben im Jahr kosten nur 5,00 €. Bestellung bei ver.di, Fachbe-
reich 8 Berlin-Brandenburg, Köpenicker Str. 30, 10179 Berlin.

Auch kritische Äußerungen ei-
nes Arbeitnehmers über den Ar-
beitgeber können eine Kündi-
gung nicht rechtfertigen, ent-
schied das Bundesarbeitsgericht
(BAG) am 24. Juni dieses Jahres. 

Vorausgegangen war dem Kün-
digungsrechtsstreit zwischen der
Danfoss GmbH aus Flensburg
und dem Kläger, einem gewerk-
schaftlichen Vertrauensmann der
IG Metall, eine Diskussion im Un-
ternehmen über den hohen Kran-
kenstand. In einer betriebsintern
verteilten Zeitschrift wurde ein
Zwischenbericht veröffentlicht, in
dem häufige Krankschreibungen
türkischer Mitarbeiter u.a. mit
dem Hinweis „auf Grund Landes-
kultur und/oder Qualifikation?“
versehen wurde. Daraufhin kam
es zu erheblicher Kritik am frem-
denfeindlichen Tenor dieser Aus-
sage, in deren Folge das Unter-
nehmen in einem klarstellenden
Aushang den Begriff der Landes-
kultur zurücknahm. 

Kurze Zeit später stellte der
Vertrauensmann ein sich auf die-
sen Vorgang beziehendes Schrei-
ben zur Unternehmenspolitik in
das von der Gewerkschaft betrie-
bene Intranet „Netzwerk Küste“.
Wegen vorhergehender kritischer
Äußerungen war an seinem Fahr-
zeug bereits ein Scheinwerfer
eingetreten worden. Im Schrei-
ben hieß es u.a.: „Leider war da
schon der braune Mob aktiviert
und wagte sich, gestärkt durch
einen leitenden Angestellten, aus
den Verstecken“. Der Zugang
zum „Netzwerk Küste“ bedarf ei-
nes Passwortes. Über dieses ver-
fügen ca. 800 Personen, darunter
auch gewerkschaftsexterne Bera-
ter und Referenten.

Zwei Monate später wurde der
Artikel des Gewerkschafters ano-
nym der Personalabteilung zuge-

leitet. Drei Tage strichen ins Land,
bis er von unbekannter Hand am
schwarzen Brett des Betriebs aus-
gehängt wurde. Vor allem ein lei-
tender Angestellter fühlte sich
dadurch beleidigt. Da sich der
Verfasser nicht von seiner Mei-
nungsbekundung distanzieren
wollte, kündigte ihm das Unter-
nehmen am 21.Februar 2001
fristlos verhaltensbedingt.

Begründet wurde die Kündi-

gung mit einer erheblichen
Störung des Betriebsfriedens, die
durch sein beleidigendes Schrei-
ben eingetreten sei, denn der
Verfasser hätte damit rechnen
müssen, dass dieses in die Öffent-
lichkeit gelangt. In seiner darauf-
hin eingereichten Kündigungs-
schutzklage erwiderte der Ge-
werkschafter, dass er seine Mei-
nung im Rahmen der gewerk-
schaftlichen Willensbildung
geäußert habe und ihm deshalb
das grundgesetzlich gewährlei-

stete Recht der Koalitionsfreiheit
zur Seite stehe (Art. 9 III Grund-
gesetz). Ferner greife zu seinen
Gunsten das Recht auf Mei-
nungsfreiheit (Art. 5 I Grundge-
setz). Im Übrigen sei der Artikel
ohne sein Zutun und Willen an
die Betriebsöffentlichkeit ge-
langt.

Das Arbeitsgericht (ArbG) hat
der Kündigungsschutzklage statt-
gegeben. In seiner Urteilsbegrün-
dung verwies es u.a. darauf, dass
die Äußerungen des Klägers den
Rahmen der grundgesetzlich ge-
schützten Freiheiten nicht verlas-
sen hätten. Allerdings war das
Landesarbeitsgericht anderer An-
sicht, denn es hatte auf Berufung
der Danfoss GmbH die fristge-
rechte Auflösung des Arbeitsver-
hältnisses festgestellt. Die Aus-
führungen des ArbG hatte es da-
bei zum Erstaunen der arbeits-
rechtlichen Fachwelt schlicht ig-
noriert. So stellte schließlich das
BAG das erstinstanzliche Urteil
des ArbG wieder her. Zur Begrün-
dung verwies es darauf, dass die
bloße Beeinträchtigung des Be-
triebsfriedens ohne konkrete Ver-
letzung einer arbeitsvertraglichen

Pflicht für eine verhaltensbeding-
te Kündigung nicht ausreiche. In-
teressant sind dabei die Aus-
führungen des BAG zur Art. 5 I
Grundgesetz. Danach seien gera-
de bei der Ausgestaltung der ar-
beitsvertraglichen Rücksichtsnah-
mepflichten des Arbeitnehmers
die grundgesetzlichen Rahmen-
bedingungen – hier das Grund-
recht auf Meinungsfreiheit – zu
berücksichtigen. Mit der überra-
genden Bedeutung des Grund-
rechts wäre es unvereinbar, wenn
Art. 5 I Grundgesetz in der be-
trieblichen Arbeitswelt nicht oder
nur eingeschränkt anwendbar wä-
re. Auch eine Beleidigung konnte
das Gericht nicht erkennen, weil
die Meinungsbekundung nicht in
der Betriebsöffentlichkeit statt-
fand. Deshalb folgerte das  BAG,
dass hier der Meinungsfreiheit
der Vorrang gebührt und folglich
kein Kündigungsgrund gegeben
ist. Somit wurde das Arbeitsver-
hältnis des Klägers nicht durch
die Kündigung aufgelöst. Für den
Zeitraum des Kündigungsrechts-
streits stehen ihm die vollen Lohn-
ansprüche zu. (Az. BAG 2 AZR
63/03). Johannes Heuschmid

alles  wa s recht ist

Bitte an den /die ZustellerIn:
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